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Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


USA, 15. Dezember 1999 - Ein Brief an die Solidaritätsbewegung: 


Die nächste kritische Phase im Kampf um 


das Leben Mumia Abu-Jamals 


Das neue Millenium wird einige kritische 
Monate im Kampf um das Leben Mumia 
Abu-Jamals einleiten. Jetzt müssen, mehr 
als je zuvor, unsere Kräfte und Anstrengun- 
gen noch mehr intensiviert und noch be- 
wusster eingesetzt werden. In den Anfangs- 
monaten des Jahres 2000 müssen wir im 
Vorlauf der wichtigen Entscheidung des 
Bundesdistriktgerichts, die im März gefällt 
werden könnte, die Öffentliche Unterstüt- 
zung verstärken und mobilisieren. 

Diese Gerichtsentscheidung des Bundes- 
richters William H. Yohn, Jr., wird womög- 
lich darüber entscheiden, ob Mumia eine Be- 
weiszulassungsanhörung (evidentiary hea- 
ring) bekommt, und damit, ob neue Bewei- 
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den, oder ob alle zukünftigen Berufungen 
auf Grundlage der Entscheidungen des 
„Henkers“ Richter Albert Sabo stattfinden. 
Richter Sabo hielt alle Aussagen der Entla- 
stungszeugen für unwahr, alle Aussagen der 
Belastungszeugen für wahr und ließ ent- 
scheidende Zeugen und Beweise für Mumias 
Verteidigung nicht zu. 

ie Beweise müssen vorgelegt werden. 

Richter Yohn muss jetzt entscheiden, ob 
er sein Recht, alle Aspekte der Entscheidun- 
gen und Beweiszulassung der Pennsylvania- 
Gerichte zu untersuchen, ausübt oder nicht. 
Trotz des durch das Anti-Terrorism and Ef- 
fective Death Penalty Act von 1996 aufer- 
legten Einschränkungen ist Yohn nach der 
rfassung dazu berechti 
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sentscheidung ist entscheidend, weil sie ent- 
scheidet, ob die von den Pennsylvania-Ge- 
richten nicht zugelassenen Beweise je einem 
Gericht vorgelegt werden, und sie entschei- 
det über den Inhalt der Gerichtsakten zu die- 
sem Fall, die in allen zukünftigen Bundes- 
berufungsprozessen untersucht werden. 
Wenn Sabos Entscheidungen weiterhin auf- 
rechterhalten bleiben, dann gibt es in den 
Vereinigten Staaten keine Gerechtigkeit. 
I ee haben Auswir- 
ung auf Gerichtsentscheidungen. 
Juristische Gelehrte ließen uns gern in der 
Glaube, dass alles vom Richter entschieden 
werde. Aber die Geschichte zeigt uns, dass 
die Stimmen und Aktionen der Massen 
große Auswirk 
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- Seit 18 Jahren kämpft Mumia Abu-Jamal für sein Leben und seine Freiheit. Seit nunmehr zehn Jahren stehen wir, d.h. alle, die in 
diesen Jahren die Kampagne in der BRD getragen und fortentwickelt haben, an seiner Seite. 

. Wenn wir nicht wollen, daß Mumia in den nächsten ein bis maximal zwei Jahren hingerichtet wird, dann müssen wir gerade 
. jetzt, wenn es im Februar/März 2000 um die elementarste Entscheidung in diesem Kampf geht, alle verfügbaren Kräfte mobilisie- 
ren, um durch eine machtvolle Demonstration klarzumachen, was Angela Davis, June Jordan und Alice Walker in einem Appell 


ausgedrückt haben: „Mumia Abu-Jamal darf nicht sterben. Wir können ihn am Leben erhalten.Wir fangen an, wo wir stehen. Wir 


- können es tun!“ 


Deshalb rufen wir alle demokratischen Kräfte dazu auf, sich an der Demonstrationfür das Leben und die Freiheit von Mumia 


Abu-J amal zu beteiligen: 


Bundesweite 


Demonstration 
5. Februar 2000 


Berlin, Rosa-Luxemburg-Platz, 14.00 Uhr 


Bundestreffen der Mumia Abu-Jamal Unterstützungskomitees 

c/o Bundesgeschäftsstelle Rote Hilfe e.V., Postfach 3255, 37022 Göttingen 
: Fax: 0551-7708009 * E-mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de 

- Berlin-Kontakt: http://www.berlinet.de/ari/kampagne/mumia 


: Spenden werden dringend benötigt 
; Archiv 92/“Kampagne“ 


Konto-Nr. 100 873 8702 BfG : Bank Bremen BLZ 290 101 11 


Aus dem Aufruf 


dungen haben. Dies trifft vor allem für hoch- 
sensible politische Fälle zu, die breite und 
vielfältige Auseinandersetzungen in der Ge- 
sellschaft zusammenfassen. So zwangen 
Massenaktionen und Busboykott die Ge- 
richte in Montgomery dazu, gegen Segre- 
gation zu entscheiden. 

Berufungsgerichte hoben die Urteile ge- 
gen die Chicago 7 und das Urteil gegen den 
Anführer der Black Panther Party, Huey P. 
Newton, teilweise auf, weil die Augen der 
Welt auf sie gerichtet waren. Und die Bewe- 
gung gegen den Krieg in Vietnam zwang ei- 
ne Notentscheidung des Obersten Gerichts 
der USA, die Veröffentlichung der Pentagon 
Papers zuzulassen. Während der Anfangs- 
monate des Jahres 2000 wird die Regierung 
in Bezug auf diesen Fall ihre Hand an der 
„Puls der Gesellschaft“ haben, und ihre Ent- 
scheidung danach treffen, wie viel Boden sie 
verlieren wird. 

D: Bewegung für Mumia hat viel er- 
reicht während des letzten Jahres. Die 
Teach-Ins in den Schulen Oakland, die Kon- 
zerte von Rage Against the Machine, die Ver- 
anstaltung im Town Hall Theater in New 
York, der Arbeitsstreik der Hafenarbeiter der 
Westküste, Mumias (aufgenommene) Rede 
bei der Diplomverleihung an Evergreen Sta- 
te College, die 95 Leute mit einer Aktion des 
zivilen Ungehorsams vor der Freiheitsglocke 
in Philadelphia, Mumia 911 und die Mumia- 
Awareness-Woche, alle diese Aktionen ha- 
ben Millionen von Menschen auf den Mu- 
mias Fall aufmerksam gemacht. Aber wir 
dürfen uns nicht täuschen, wir müssen den- 
noch eine möglichst breite Bewegung auf- 
bauen, um einem Gegner Paroli zu bieten, 
der immernoch mächtig, gefährlich und gut 
organisiert ist und darauf lauert, Mumia tö- 
ten zu können. 
lle sind willkommen in der Bewegung, 
um die Hinrichtung Mumia Abu-Jamal 
zu stoppen. Wenn Sie zutiefst beunruhigt 
sind über das, was Mumia in den Gerichts- 
sälen widerfuhr, und besorgt sind, was pas- 
sieren kann, wenn dies zum Präzedenzfall 
wird, dann brauchen wir Ihre Stimme. Wenn 
Ihre Hauptanliegen die Abschaffung der To- 
desstrafe ist, dann wird hier dafür gekämpft. 
Wenn Sie von Mumias Unschuld überzeugt 
sind, denn verhindern Sie, dass ein Justiz- 
mord geschieht. Wenn die Unterdrückung 
abweichender Meinungen Sie besorgt, dann 
verschaffen Sie Mumia Gehör. 
A können aktiv werden. Dutzende von 
rogrammen, Aktionen, Zeitungsan- 
zeigen und Mobilisierungskampagnen sind 
bereits geplant, um unseren gemeinsamen 
Ruf nach Gerechtigkeit auszudrücken. Die 
Aktionen jeder einzelnen Menschen zählt. 
Über 15.000 Briefe Mumias an Richter Yohn 
sind bei Mumias Anwalt Len Weinglass ein- 
gegangen, könnten wir nicht 100.000 sol- 
cher Briefe bis die Anhörung sammeln? Je- 
der hat irgendwie Kontakt zu Berufs- oder 
sozialen Gruppen, wäre es nicht möglich, 
diesen Fall in die Schulen, Kirchen, Vereini- 
gungen, Gewerkschaften und sogar in 
Freundes- und Familienkreise einzubringen, 
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Demo in den USA im November 99 


wäre es nicht möglich, öffentliche Veran- 
staltungen und Gedenktage zu nutzen, um 
Mumias Fall an die Öffentlichkeit zu brin- 
gen, wäre es nicht möglich, Mumia-Plakate 
überall zu verkleben? 

Da das Jahr 2000 auch Wahljahr ist, soll- 
ten nicht die Kandidaten mit diesem Thema 
überflutet werden? Gouverneur Ridge von 
Pennsylvania hat bis jetzt 179 Hinrich- 
tungsbefehle unterschrieben, 106 für Afro- 
Amerikaner in einem Bundesstaat, der nur 
10% Schwarze hat. Sollte er nicht überall als 
„Gouverneur Tod“ gebrandmarkt? 

ir haben etwas zu gewinnen bei der 

Rettung von Mumias Leben. Die Soli- 
daritätsbewegung ist zum Brennpunkt für 
viele anderen Bewegungen geworden, die 
gegen die vielfältigen Unterdrückungsme- 
thoden kämpfen, denen wir heute ausgesetzt 
sind: die weitverbreitete Polizeibrutalitätvor 
allem in den schwarzen und Latino-Vierteln, 
der blühende Gefängnis-Industrie-Kom- 
plex, die Schnellschussverhängung der To- 
desstrafe, die bis Ende des Jahres 2000 wahr- 
scheinlich fast 4.000 Menschen in den To- 
destrakten schicken wird. 

Wir dürfen Mumia nicht verlieren. Jeder 
Tag unserer Arbeit in der Vergangenheit war 
unerlässlich für das, das wir im Kampf zur 
Rettung Mumia heute erreicht haben. Die 
nächsten Monate vor der Entscheidung des 


Redebeitrag von Christa Klar auf der 
Demonstration am 13.11. in KL 


„Lasst das System des 
Todes nicht siegen!” 


Liebe Freunde und Genossen! 

Ich spreche hier für die Angehörigen der 
politischen Gefangenen in der BRD. Seit 
20, ja 25 Jahren haben wir es zu unserer 
Aufgabe gemacht, uns für die politischen 
Gefangenen einzusetzen. Es sind unsere 
Kinder, auch unsere leiblichen Kinder. 

Und dabei haben wir in all den langen 
Jahren natürlich auch am Schicksal von 
Mumia und seinen Angehörigen Anteil 
genommen. 

Lassen wir hier Mumia kurz zu Wort 
kommen: „Amerika hat sehr unterschied- 
liche Bedeutung für viele Menschen, und 
für viele ist der Name zum Synonym für 


Bundesgerichtes über eine Beweiszulas- 
sungsanhörung und darüber, ob die Ge- 
richtsakten auf dem Stand Sabos Entschei- 
dungen geschlossen bleiben, verlangen alle 
unsere Kräfte, unsere ganzen Anstrengun- 
gen, unsere kreativsten Ideen. (SPG HH) 


Unterzeichnet von: 

Pam Africa, International Concerned Family & Fri- 
ends of Mumia Abu-Jamal 

Safıya Bukhari, Free Mumia Abu-Jamal Coalition 
(New York) 

Ron Daniels, Center for Constitutional Rights 
Ossie Davis 

Martin Espada, poet 

Herman Ferguson, New African Liberation Front 
Henry Louis Gates, Jr., Harvard University 
Frances Goldin, literary agent 

C. Clark Kissinger, Refuse & Resist! 

Jeff Mackler, Mobilization to Free Mumia Abu-Ja- 
mal (Northern California) 

Bob Mandel, Oakland Education Association 
Manning Marable, Black Radical Congress 

Robert Meeropol, Rosenberg Fund for Children 
Monica Moorehead, Millions for Mumia/lAC 

Joan Parkin, Campaign to End the Death Penalty 
Marcus Rediker, Western PA Committee to Free Mu- 
mia (Pittsburgh) 

Muhjah Shakur, Jericho Project 

Mark Taylor, Academics for Mumia Abu-Jamal 
Michael Warren, attorney 

Steve Wiser, Bruderhof communities 

Julia Wright,ICFF (Paris) 


Freiheit geworden. Millionen Menschen im 
Inneren der USA aber assoziieren mit dem 
Namen einen Knast, eine Schlinge, einen 
Baum, an dem der eigene Vater wie eine 
fremde Frucht gehangen hat - das völlige 
Gegenteil der Freiheit.“ 

Ähnlich ist die Erfahrung von noch mehr 
Millionen in den vom Imperialismus aus- 
geplünderten Ländern der drei Kontinen- 
te. 

Mumias Solidarität, sein Internationalis- 
mus, seine Liebe zum Leben und zu den 
Unterdrückten - damit behauptet er den 
Widerspruch zu diesem System. Und da- 
mit verkörpert er auch die Seiten in jeder 
und jedem von uns, die im Widerspruch zu 
diesem System sind. 

Schon immer haben Menschen gegen 
Ausbeutung und Unterdrückung gekämpft. 
„Wir alle sind Mumia.“ Der Kampf gegen 
Mumias Ermordung ist somit gleichzeitig 
ein Kampfum „das Beste in uns“ (Alice Wal- 
ker, amerikanische Schriftstellerin) 


Aktionen für das poen V von hians AND 


Der Aktionstag am 2. Dezember ... 


Hamburg. Dem kalten Regen zum Trotz be- 
teiligte sich die SPG (HH) am europäischen 
Aktionstag für Mumia Abu-Jamal und de- 
monstrierte in der Hamburger Innenstadt 
gegen den geplanten staatlichen Mord an 
Mumia. Das schlechte Wetter veranlasste 
dazu, die geplanten Reden nicht zu halten, 
aber es hinderte nicht die Menschen, Flug- 
blätter zur Hauptverkehrszeit in der 
Fußgängerzone zu verteilen, um über Mu- 
mias Situation zu informieren. Transparen- 
te und Slogans, mit denen die Freiheit von 
Mumia und allen politischen Gefangenen 
schreckten die Vor-Weihnachtseinkäufer 
aus ihren Konsumträumen. 


Berlin. Am heutigen internationalen Akti- 
onstag für das Leben von Mumia Abu-Ja- 
mal führten die SchülerInnen des Hermann- 
Hesse-Gymnasiums in Berlin Kreuzberg um 
8.10 Uhr eine Vollversammlung auf dem 
Schulhof durch. Sie änderten den „Stun- 
denplan“. Ab 8.30 Uhr gab es Infos über Mu- 
mia und den Film „Hinter diesen Mauern”. 
Anschließend zogen ca. 400 SchülerInnen, 
unterstützt vom Leibniz-Gymnasium, der 
Carl-von-Ossietzky und der Lina-Morgen- 
stern-Gesamtschule, vor das Kreuzberger 
Rathaus zu einer Kundgebung. Im Zusam- 
menhang damit wurde auch die Fahrbahn 
der Yorckstrasse in Richtung Innenstadt 
blockiert. Die SchülerInnenaktion diente 
zur Einstimmung auf die am gleichen Tag 
geplante berlinweite Demo um 17.00 Uhr 
vom Alex zur US-Botschaft. 


Frankfurt, Rhein-Main-Flughafen. Heute, 
am Weltaktionstag für die Freiheit von Mu- 
mia und allen politischen Gefangenen, fand 


Nun möchte ich noch Ausschnitte einer 
Erklärung der RAF-Gefangenen zu Mumia 
verlesen. Sie ist schon im Juli 1995 ge- 
schrieben, hat aber heute die gleiche Ak- 
tualität: 

Mumia schrieb uns: 

„aus unseren verschiedenen Welten, Be- 
wegungen, Kulturen, Geschlechtern und 
Perspektiven bringt unsere vereinte Gegen- 
wart, unser vereinter Geist eine uralte und 
starke Kraft hervor - die Kraft des gerech- 
ten Willens.“ 

Mumia hat uns das geschrieben, uns und 
allen Gefangenen, die Teil der Kampagne 
gewesen sind, mit Kunst aus den Knästen 
um Öffentlichkeit gegen seine Hinrichtung 
zu kämpfen. Wir wissen, Gefangene kön- 
nen nicht viel bewirken, wir haben die 
schlechtesten Möglichkeiten, am meisten 
heute, wo die reaktionäre Entwicklung al- 
le Menschlichkeit schlucken will, wo 
menschliche Werte und emanzipatorische 
Aufbrüche wieder ganz neu erkämpft wer- 


eine kleine oe Aktion auf FE Rhein- 
Main-Flughafen Frankfurt statt. Gegen 8.30 
Uhr versammelten sich etwa 25-30 Unter- 
stützerlnnen unterschiedlicher politischer 
und kultureller Zusammenhänge mit Tran- 
spis,Flugis und dem mobilen Lauti-Propa- 
ganda-Wagen unter den gestrengen Augen 
verschiedenster Sicherheitsdienste im Ter- 
minal 2 D, dem Abflugbereich gen USA. Fast 
zwei Stunden lang wurden aufEnglisch und 
Deutsch die MitarbeiterInnen der Airlines, 
die „Sicherheits“-Büttel und die Passagiere 
per Lautsprecher über Mumias Fall, die To- 
desstrafe in den USA, die Haftbedingungen 
sowie die rassistischen Hintergründe infor- 
miert. Bewegende Zitate aus Büchern und 
Artikeln Mumias flossen ein. Die Spreche- 
rinnen waren z.T. selbst politische Ex-Ge- 


den müssen. 

Trotzdem hat unsere internationale Ge- 
fangenen-lInitiative geholfen, das Schwei- 
gen aufzubrechen, in dem sie Mumia tö- 
ten wollten, und die Mobilisierung für sein 
Leben in Gang zu bringen ... 

Es ist immer noch nicht geschafft, sie zu 
stoppen. Wir wenden uns an alle Gefange- 
nen hier und in anderen Ländern ... an alle, 
die Mumias Leben verteidigen wollen ... 

Lasst das System des Todes nicht siegen, 
kämpft mituns für Mumias Leben und Frei- 
heit. 

Unsere Herzen sind mit dir, Mumia. 

Die Gefangenen aus der RAF 


Diesem Aufruf kann ich mich nur ansch- 
ließen. Hinzufügen will ich nur noch, dass 
heute noch immer Gefangene aus der RAF 
in Haft sind, 13. 17 und über 20 Jahre, wir 
fordern längst, sie alle müssen raus. 
Freiheit für alle politischen Gefangenen 
weltweit 


fangene, wenn auch aus Toitschland, und 
brachten, von fetziger revolutionärer Mu- 
sik aus aller Welt umrahmt, die Anliegen 
ganz gut rüber. Hunderte Flugis gingen weg, 
noch mehr Menschen sahen die großen 
Transpis und hörten die unerhörte Bot- 
schaft. Abgesehen von einigen rassistischen 
und dumm-flachen Pöbeleien aufgeblase- 
ner Anzugträgerlnnen kam es zu keinen 
Zwischenfällen. Zum Schluss ging noch ein 
bejubeltes Grußwort an alle Menschen, in 
Seattle, London und anderswo, die sich ge- 
gen die rassistischen und ausbeuterischen 
Handelsbedingungen der WTO erhoben ha- 
ben. 

OUR RESISTANCE IS AS TRANSNATIONAL 
AS CAPITAL! 

(Quelle: www.mumia.de) 


Frankfurt. Die Vollversammlung der FH 
Frankfurt beschloss am 1.12. einstimmig ei- 
ne Resolution: „Freiheit für Mumia Abu- 
Jamal! Nein zur Todesstrafe!“ Darin heißt 
es: „... fordern wir, die Studierenden der FH 
Frankfurt, die Bundesregierung auf, sich für 
eine Neuaufnahme des Verfahrens gegen 
Mumia Abu-Jamal einzusetzen. Des weite- 
ren unterstützen wir die bundesweite De- 
monstration am 5. Februar 2000 in Berlin 
und rufen zur Beteiligung auf.” 


Bern. Wir haben heute der US-Botschaft die 
von 2478 Menschen unterschriebene Peti- 
tion „Für das Leben von Mumia Abu-Jamal 
und für die Abschaffung der Todesstrafe“ 
übergeben. Forderungen der Schweizer Pe- 
tition: e Die sofortige Aufhebung des ras- 
sistischen Todesurteils gegen Mumia Abu- 
Jamal und dessen unverzügliche Freilas- 
sung sowie die Wiederaufnahme seines Ver- 
fahrens vor einem Gericht außerhalb Penn- 
sylvanias e Sofortiger Stop aller Hinrich- 
tungen è Abschaffung der grausamen, will- 
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kürlichen und menschenrechtswidrigen 
Todesstrafe e Maßnahmen gegen Polizei- 
brutalität e Achtung von BürgerInnen- und 
Menschen-rechten. An der anschließenden 
Demonstration nahmen 130 Menschen teil. 
(Bild) 


Rund um den internationalen Aktions g 
fanden viele weitere Veranstaltungen statt, 
z.B. in Barcelona (Spanien), Cesena und 
Rom (Italien), Amsterdam, Leipzig, Stock- 
holm, London. 


... und viele weitere 
Solidaritätsaktionen 


Nürnberg. Überraschung beim Thankssi- 
ving: Nicht schlecht staunten die zahlrei- 


_ tepartnerschaft Nürnberg-At- 
lanta, als ein Dutzend junge Menschen in 
der Eingangshalle des Grand Hotels mit ei- 
nem großen Transparent auftauchten, um 
auf die Situation von Mumia Abu-Jamal 
aufmerksam zu machen. Mit der Pro- 
testaktion wollte das Komitee „Free Mumia 
Abu-Jamal“ insbesondere dem Anliegen 
he verleihen, den nächsten Men- 
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schenrechtspreis der Stadt Nürnberg an 
Abu-Jamal zu vergeben. Sie verteilten da- 
zu einen offenen Brief, in dem die Anwe- 
senden aufgefordert werden, sich dafür ein- 
zusetzen. Dieser Brief wurde bereits mit der 
Bitte um Unterstützung an verschiedene 
Nürnberger Organisationen, Parteien, Par- 
lamentarier, bisherige PreisträgerInnen so- 
wie die Mitglieder der Menschenrechts- 
preisjury verschickt. Bevor die Gruppe die 
Eingangshalle ohne Zwischenfälle wieder 
verließ, sangen Mitglieder des Nürnberger 
Chors der „linksradikalen Liedertafel“ das 
„Mumia-Lied“. . 
Wer mitarbeiten möchte: Das Komitee trifft 
sich wieder am Mittwoch, 1.Dezember um 
19 Uhr 30 in der „Schwarze Katze“, Mitt- 
lere Kanalstr. 19 und sucht noch weitere 
MitstreiterInnen. Free Mumia Abu-Jamal 
Komitee c/o Libresso - Bauerngasse 14 - 
90443 Nürnberg Tel.: 0911 / 22 50 36 Fax: 
0911 / 272 60 27 


Mexiko-Stadt. Gewaltsame Demonstration 
vor der US-Botschaft: Demonstranten ha- 
ben sich am Samstag vor der US-Botschaft 
in Mexiko-Stadt eine Straßenschlacht mit 
der Polizei geliefert. Zuvor hatten mehrere 
hundert Studenten vor der Vertretung die 


Mumia Abu Jamal gefordert. Er ist in den 
USA wegen Mordes an einem Polizeibeam- 
ten in Philadelphia 1981 zum Tode verur- 
teilt worden. Ferner verlangten die Stu- 
denten die Freilassung von Demonstranten, 
die während der Konferenz der Welthan- 
delsorganisation (WTO) in Seattle festge- 
nommen wurden. Aus der Menge wurden 
Steine und ee er nr an ar 
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= Im Rahmen ihrer Rundreise ; 
durch die BRD sprach Ramo- . 
na Africa am 9. Dezember 
auch auf einer Veranstaltung. 
in Hamburg. i 
Hier nahmen zwischen 200 
und 300 Menschen teil. 
„Mumias Leben liegt in un- 
seren Händen.” 

„Die Mentalität, die ihn in 

; die Todeszelle gebracht hat, 
existiert nicht nur in den 

: USA, sondern auch in 

: Deutschland, Frankreich, 

: England, überall auf der ; 
; Welt.“ Deshalb gehe es nicht | 
; nur um das Leben Mumias: : 
; „Es geht um mehr, um Ge- 

$ rechtigkeit! Freiheit! Wir 
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Freilassung des RN u, oo 
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| müssen unser Leben zurück- | 
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y Bun N: 
schaft geschleudert. Die Polizei versuchte 
daraufhin, die Demonstration aufzulösen. 
Nach Rundfunkberichten wurden minde- 
stens drei Fotografen verletzt, 40 Personen 
wurden in Gewahrsam genommen. Bei den 
Demonstranten soll es sich um radikale Mit- 
glieder des Streikausschusses der Nationa- 
len Autonomen Universität handeln. Die 
268.000 Studenten der größten Hochschu- 
le Lateinamerikas streiken seit April 


gegen 
diengebühren. 


Dresden. Der 6. Landesparteitag der PDS 
Sachsen beschloss am 11.12. eine Pro- 
testresolution: „Die erste Tagung des 6. 
Landesparteitages der PDS Sachsen prote- 
stiert gegen den angestrebten Justizmord 
an Mumia Abu Jamal und fordert ein ge- 
rechtes Verfahren.“ 


Göttingen. Die Stadt Göttingen setzt sich 
für Mumia Abu-Jamal ein. Auf seiner Rats- 
sitzung am 10. Dezember 1999 hat der Rat 
der Stadt Göttingen folgendes einstimmig 
mit den Stimmen der Linken Liste Göttin- 
gen, FWG, GAL, SPD, CDU und FDP be- 
schlossen: 

Der Rat der Stadt Göttingen fordert den 
Außenminister Joseph Fischer auf sich bei 
der US-amerikanischen Regierung aktiv für 
das Leben des Mumie Abu-Jamal einzuset- 
zen. In diesem Zusammenhang spricht sich 
die Stadt Göttingen gegen die Todesstrafe 
als Mittel der Strafverfolgung aus. 

Patrick Humke (PDS /LLG) hatte die In- 
itiative der Roten Hilfe Göttingen zur Eh- 
renbürgerschaft von Mumia Abu-Jamal in 
den Stadtrat eingebracht. Nach einer über 
einstündiger Diskussion wurde dieser An- 
trag zur Beratung in den Verwaltungsaus- 
schuss überstellt. Dieser hat es abgelehnt, 
Mumia zum Ehrenbürger zu ernennen und 
hat dem Rat vorgeschlagen, sich gegen die 
Todessträfe auszusprechen und Außenmi- 
nister Fischer aufzufordern, sich aktiv für 
das Leben von Mumia Abu-Jamal einzu- 


eine Erhöhung der Stu- 


setzen. 

Die Rote Hilfe Göttingen bedauert, dass 
ihre Initiative zur Umsetzung der Ehren- 
bürgerschaft nicht durchgekommen ist, 
und kündigt weitere Öffentlichkeitswirksa- 
me Aktionen an. Positiv ist aber anzumer- 
ken, so ein Sprecher der Roten Hilfe, dass 
inzwischen viele andere Stadtparlamente 


itiativen in Giessen, Halle, Hannover, Bre- 
men, Dresden, Nürnberg, Aurich und Mag- 
deburg. 

Auch international wächst der Druck auf 
die USA immer weiter an. So hat Anfang 
Dezember das portugiesische Parlament 
einstimmig beschlossen, eine Neuaufnah- 
me des Prozesses von Mumia Abu-Jamal 
zu fordern. Der südliche Vorort von Paris 
Villejuif (Frankreich) hat Mumia zum Eh- 
renbürger ernannt. Bürgermeister Claudine 
Cordillot hat angekündigt, Mumia umge- 
hend im Gefängnis besuchen zu wollen, um 
ihm die Verleihung persönlich mitzuteilen. 

Die Rote Hilfe hofft nun, dass auch der 
Bundestag eine deutliche Sprache spricht 
und sich für dass Leben von Mumia Abu- 
Jamal einsetzt. (PE Rote Hilfe Göttingen) 


Die Verantwortlichen dürfen 


keine Ruhe mehr haben. 


Genau diese Erfahrung mussten Gouver- 
neurRidge und US-Präsident Clinton in den 
letzten Wochen schon mehrfach machen: 
Als Ridge im Oktober in Los Angeles öf- 
fentlich sprechen wollte, schlugen ihm So- 
lidaritätsparolen für Mumia entgegen. Als 
Clinton im November Griechenland be- 
suchte, wurde ihm in Kundgebungen und 
militanten Demos nicht nur der Nato-An- 
griffskrieg auf die Bundesrepublik Jugosla- 
wien vorgehalten, sondern auch eine so- 
fortige Aufhebung des Terrorurteils gegen 
Mumia gefordert. Und als erst kürzlich die 
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Tagung der World Trade Organization im 
nordwestamerikanischen Seattle fast durch 
die von Zehntausenden organisierten mas- 
senhaften Blockaden des Veranstaltungs- 
ortes verhindert worden wäre, da waren 
nicht nur überall Mumia-Plakate zu sehen 
und Parolen zu hören, sondern es wurde 
auch ein örtliches FBI-Büro von Demon- 


setzt, die die sofortige Offenlegung aller 


FBI-Akten über Mumia forderten. Die Be- 
setzer waren dem Beispiel einer ähnlichen 
Aktion in Portland gefolgt. (...) 

In den USA ist auf dem letzten landes- 
weiten Koordinationstreffen der Kampagne 
am 20. November in Philadelphia be- 
schlossen worden, noch für diesen Winter 
eine nationale Mobilisierungskonferenz 
einzuberufen, die ... die gesamte Breite der 
Kampagne in den USA repräsentieren und 
die Kräfte auf die bevorstehenden Monate 
konzentrieren soll. Das Treffen beschloss, 
eine zweitägige Konferenz zu einem noch 
nicht feststehenden Datum Ende Januar bis 
Mitte Februar ... einzuberufen, zu dem par- 
allel eine Kundgebung und/oder ein Ver- 
anstaltungsprogramm stattfinden soll und 
mit dem man speziell das Augenmerk dar- 
auf richten will, wie Jugendliche einbezo- 
gen werden können. (...) 

Abschließend wurde auf dem Treffen u.a. 
erwähnt, dass am 12. Januar 2000 eine Ge- 
werkschaftsdelegation aus Europa eine 
Pressekonferenz in Washington DC abhal- 
ten wird, in der sie der US-Regierung offi- 
ziell einige hunderttausend Unterschriften 
von Gewerkschaftsmitgliedern übergeben 
will, die Gerechtigkeit für Mumia Abu-Ja- 
mal fordern. 

Für uns in der Bundesrepublik sind die 
nächsten beiden Orientierungspunkte die 
von der Tageszeitung jungeWelt veranstal- 
tete 5. Rosa-Luxemburg-Konferenz am 8. 
Januar 2000 in Berlin ... Mumia ist zum drit- 
ten Mal offiziell eingeladen und wird zu- 
mindest durch einen eigenen Beitrag an- 
wesend sein ... 
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‚ Wir bitten alle Leserinnen und Leser, ; 
. Bilder oder kurze Berichte von Aktionen ( 
‚ zu schicken. (Adresse s. letzte Seite) 


| Adressen der 
‚Solidaritätsbewegung 
; (unvollständig! Bitte vervollständigen!) 


. Rote-Hilfe-Bundesgeschäftsstelle 

‚ Geisamr Landstr. 6, 37083 Göttingen E 
. Fon 05 51 / 7 70 80 07, Fax 7 70 80 09 ; 
‚ e-mail: Bundesvorstand @rote-hilfe.de | 


. Autonome Mumia Soligruppe Berlin 
‚ c/o ARI (Antirassistische Initiative) 

‚ Yorckstr. 59, 10965 Berlin 

‚ Fon 0 30 / 7 85 72 81 Fax 7 86 99 84 


‚ Solidarität mit politischen Gefangenen : 
. HH, c/o B5, Brigittenstr. 5, : 
. 20359 Hamburg, Fax: 040/ 43274620, . 
e-mail: spg. HH@gmx.de F 


Kampagne Mumia Abu-Jamal 
. c/o Postfach 150323, 28093 Bremen 
Fon 04 21 [35 40 29, Fax 35 39 18 


‚ Gruppe Freiheit für die pol. Gefangenen _ 
‚ c/o Infoladen, ; 
. Ludolf-Camphausen-Str. 36, 

‚ 50672 Köln 


Unterstützungskomitee MAJ, 
. c/o Infoladen 
‚ Werderstr. 8, 65195 Wiesbaden 


. Solidaritätskomitee MAJ 
‚ c/o Alte Feuerwache, 

‚ Am Landwehrplatz 2 

. 66111 Saarbrücken 


Internetadressen 


‚, www.mumia.de 
= www.berlinet.de/ari/kampagne/mumia 
7 www.linkeseite.de/mumia.htm 


, www.iacenter.org 

< www.mumia.org 
‚ htitp://www.walrus.com/»resist/mumia/ . 
. ourworld.compuserve.com/homepages/ : 
: labournetaustria/index.htm < 
< www.xs4all.nl 

‚ www.reitschule.ch/reitschule/ 

; infoladen/mumia.shtml 


Laura Whitehorn 
ist frei! 


Am 15. August 1999 versammelten sich in 
New York viele FreundInnen und Genos- 
sInnen aus den verschiedenen politischen 
Bewegungen der USA und einige aus Eu- 
ropa, um Laura Whitehorn in der Freiheit 
zu begrüßen und um ihre Entlassung mit 
ihr zusammen zu feiern. 

Laura war im Mai 1985 verhaftet wurden 
und wurde 1988 zusammen mit fünf ande- 
ren antiimperialistischen Gefangenen in 
Washington angeklagt, an einer politischen 


Mehringhof durchsucht! 
Freiheit für Sabine, 
Axel und Harald 


Am 19.12.1999 um ca. 6.00 Uhr morgens 
erstürmten mehrere Hundertschaften der 
Polizei, GSG 9 beamte, das BKA, die Gene- 
ralstaatsanwaltschaft Karlsruhe und son- 
stige Spezialeinheiten des Repressionsap- 
parates den Mehringhof. Am selbigen Mor- 
gen wurden zwei Mitarbeiter von Projek- 
ten des Mehringhofes in ihren Wohnungen 
verhaftet und nach Karlsruhe verschleppt. 

Wir fordern die sofortige Freilassung der 
beiden Männer und der zeitgleich in Frank- 
furt/Main verhafteten Frau! 

Hintergrund dieser Aktion ist der versuch, 
die beiden verhafteten Mitarbeiter als an- 
gebliche Mitglieder derRZ zu beschuldigen. 
einem der beschuldigten wird vorgeworfen, 
sowohl Sprengstoff als auch Waffen gela- 
gert, weitergeleitet und betreut zu haben. 
das Ergebnis der Durchsuchung für die 
BAW und das BKA war gleich null. 

Auf den tag genau vor drei Jahren wur- 
de bereits durch das ard Magazin Kontra- 
ste der versuch unternommen, den Meh- 
ringhof zu kriminalisieren und als ort ter- 
roristischer Gruppen zu deklarieren. Dafür 


Verschwörung und an Bombenanschlägen 
- u.a. gegen das Gebäude des Kapitol nach 
der Invasion der USA in Grenada - betei- 
ligt gewesen zu sein. 1990 wurde sie we- 
gen eines Teils der ursprünglichen Vorwür- 
fe verurteilt. Laura hat ihre Strafe vollstän- 
dig abgesessen; trotzdem wurden Auflagen 
gegen sie verhängt, insbesondere ein Kon- 
taktverbot zu ehemaligen politischen Ge- 
fangenen und zu denen, die noch im Knast 
sind. 

Heute sind von den GenossInnen des ge- 
meinsamen Verfahrens Marilyn Buck, Lin- 
da Evans und Susan Rosenberg immer noch 
im Gefängnis. 


spricht auch die mediengerechte Inszenie- 
rung einer Anti-Terror-Fahndung mit dem 
weiträumigen Absperrungen eines ganzen 
Häuserblockes inklusive Betretverbot von 
Gehwegen, etc. unter Teilnahme einer 
schwarzvermummten GSG 9 Einheit. 

Der Mehringhof ist ein ort vielfältiger, op- 
positioneller und unbequemer Strukturen, 
so dass wir davon ausgehen müssen, dass 
offensichtlich ein solch schwer kontrollier- 
barer ort die Planung des Machtzentrums 
der Berliner Republik stört. 

Die GSG 9 und andere Spezialeinheiten 
haben im Mehringhof ihrer Zerstörungswut 
freien lauf gelassen und dabei einen Sach- 
schaden von weit über 100.000 dm ange- 
richtet. 

Presseerklärung des Mehring-Hofs Montag, 
20.12.99 


Ilhan Yelkuvan befindet sich seit 
30. 11. in unbefristetem Hungerstreik 


Aufhebung der 
Isolation von 
Ilhan Yelkuvan! 


Am Montag, 29. November, verkündete der 
seit nun über einem Jahr in vollkommener 
Isolation lebende DHKP-C-Anhänger Ilhan 
Yelkuvan vor seiner Urteilsverkündung am 
3. Strafsenat des Hanseatischen Oberlan- 
desgerichts Hamburg den Beginn seines 
unbefristeten Hungerstreiks im UHA Ham- 
burg. 


Meine Forderungen bezüglich meiner Haft- 
bedingungen lauten wie folgt: 

1. Die seit nunmehr einem Jahr anhalten- 
de Isolation, die ebenfalls nach meiner Ver- 
urteilung fortdauern soll und die durch mei- 
ne bisherige Isolation aufgetretene Krank- 
heit dem Senat bekannt ist (Tinitus), muss 
sofort aufgehoben werden. 

2. Die Post darf nicht verzögert und ge- 
sammelt, sondern muss von Seiten des Kon- 
trollrichters sofort ausgehändigt werden. 

3. Aufhebung des begrenzten Besuchs, der 
in der Praxis zu einem Besuchsverbot aus- 
geartet ist. 

4. Die Aushändigung der abonnierten so- 
zialistischen Zeitschriften wie Devrimci Sol, 
Kurtulus, Vatan, Alinteri, Atilim etc. muss 
gesichert werden, ohne dass irgendwelche 
nicht nachvollziehbaren Konditionen wie 
Verpackung, Ort und Art des Versandes auf- 
erlegt werden. 

5. Unterlassung der illegitimen Zellen- 
durchsuchungen, der Verwüstung und Be- 
schlagnahmung meiner persönlichen Sa- 
chen wie Malstifte, Zeichnungen etc. 

Bis diesen Forderungen vollständig und 
sofort nachgekommen wird, befinde ich 
mich, seit dem 30. November, im Hunger- 
streik. 

Die politischen Forderungen sind: 

1. Beendigung der Repressionen gegen 

DHKP-C-Anhängerlnnen und Sympathisan- 
tInnen und der immer weiter zunehmenden 
ungesetzlichen Anwerbungsversuche auf 
Zusammenarbeit mit den Staatssicherheits- 
kräften und Geheimdiensten mittels ver- 
schiedener erpresserischer Methoden. 
2. Die Aufhebung des DHKP-C-Verbotes und 
die Beendigung der von Deutschland be- 
gonnen politischen Verfolgung, die mittler- 
weile auf Frankreich, Schweiz und Belgien 
ausgeweitet wurde, muss sofort ein Ende 
nehmen. 

3. Angefangen beim DHKP-C-Pressespre- 
cher Mesut Demirel und beim auf Veranlas- 
sung Deutschlands hin in der Schweiz fest- 
genommenen Nuri Eryüksel muss bei allen 
Gefangenen in Isolation die Isolation auf- 
gehoben und müssen sie freigelassen wer- 
den. 

Unser legitimer Kampf wird weitergehen, es 


lebe unser Kampf! 


Die DHKP-C-Gefangenen Ali Ekti und Er- 
dogan Cakir haben ebenfalls mit einem So- 
lidaritätshungerstreik zur Unterstützung 
dieser Forderungen begonnen, Ekti am 5., 
Cakir am 7. Dezember. Inzwischen sind ins- 
gesamt neun Gefangene, denen DHKP-C- 
Zugehörigkeit vorgeworfen wird, in 
Deutschland im Hungerstreik. In Europa be- 
finden sich 15 weitrere Gefangene im Streik, 
in den Niederlanden, Belgien, Frankreich. 


Protestbriefe/-faxe an: 

3. Strafsenat des 

Hanseatischen OLG Hamburg 
Vorsitzender Richter Albrecht Mentz 
Sievekingplatz 2, 20355 Hamburg, 
Fax 428 433 555 


Briefe an lihan sind an folgende Adresse zu 
richten: 

Ilhan Yelkuvan, UHA Hamburg, Holstengla- 
cis 3-5, 20355 Hamburg 

Prozessgruppen zu den DHKP-C-Prozessen 


Kurzbericht aus Berlin 


„Internationaler 
Kampftag der politi- 
schen Gefangenen 
weltweit 


Das anlässlich des 10.12.99 in Berlin ge- 
gründete „Internationalistische Komitee 10. 
Dezember“, bestehend aus dem Komitee zur 
Unterstützung der politischen Gefangenen 
im Iran, der Solidaritätsgruppe der politi- 
schen Gefangenen in Chile, der Peru-Initia- 
tive für politische Gefangene, dem Volks- 
KulturHaus und der gruppe mücadele, or- 
ganisierte gemeinsam eine zentrale Demon- 
stration durch die Berliner Innenstadt. An 
der Demonstration beteiligten sich etwa 
200-250 Leute aus diversen linken Exilor- 
ganisationen und dem „deutschen“ linksra- 
dikalen Spektrum. Die Demonstration be- 
gann am chilenischen Generalkonsulat und 
führte durch die pompösen Einkaufsstrassen 
des Berliner Bezirks Mitte zum Theater 
Volksbühne. Während der Demonstration 
wurden verschiedene Redebeiträge zur Si- 
tuation der politischen Gefangenen in aller 
Welt (Chile, Iran u.a.) gehalten und Gruß- 
botschaften von Gefangenenhilfsorganisa- 
tionen (wie der palästinensischen ADA- 
MEER) und Ex-Gefangenen (bspw. von ira- 
nischen) verlesen. 

Trotz der unter den Erwartungen geblie- 
benen TeilnehmerInnenzahl auf der Demo 
war diese über die gesamte Wegstrecke stim- 
mungsvoll. Das soll aber nicht über organi- 
satorische Probleme vor Ort und mangeln- 
de Absprachen im Vorfeld der Demonstrati- 
on hinwegtäuschen. Zumindest ist es ge- 
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lungen, mit dieser gemeinsam vorbereiteten 
und durchgeführten Demonstration den 
Grundstein für eine weitergehende politi- 
sche Zusammenarbeit zu legen. 

Daneben gab es mittags eine Kundgebung 
der iranischen GrenossInnen vor dem Gene- 
ralkonsulat der Islamischen Republik Iran 
mit etwa 100 TeilnehmerInnen, um auf die 
Situation der politischen und sonstigen Ge- 
fangenen in den iranischen Kerkern auf- 
merksam zu machen. 

Am Abend setzte die gruppe mücadele ei- 
ne Info-, Diskussions- und Filmveranstal- 
tung zum Thema „Politische Verfolgung von 
Exilorganisationen in der BRD am Beispiel 
der DHKP-C“ an, bei der der Rechtsanwalt 
des zu lebenslänglich verurteilten DHKP-C 
Anhängers Ilhan Yelkuvan, Volker Ratz- 
mann, ein Mitarbeiter der Antirepressions- 
zeitung „Angehörigen Info“ und zwei Ver- 
treterInnen der Prozessgruppen zu den 
DHKP-C Prozessen anwesend waren. Etwa 
40 Leute aus dem linksradikalen und auto- 
nomen Spektrum besuchten die Veranstal- 
tung. Zu Beginn wurde den Gefallenen des 
Gefängnisaufstandes in Ankara-Ulucanlar 
von Ende September ‘99 mit einer Schwei- 
geminute gedacht und ein 25-minütiger 
Film über die Betätigungsfelder der DHKP- 
C gezeigt. 

Als Einführung der Veranstaltung wurde 
von der gruppe mücadele ein kurzes Einlei- 
tungsreferat zur Kontinuität der staatlichen 
Verfolgungspraxis gegenüber linken Exilor- 
ganisationen gehalten. Anschließend be- 
richtete der RA Ratzmann über die Ankla- 
gepunkte, den Verlauf und das Urteil im Pro- 
zess gegen seinen Mandanten Ilhan Yelku- 
van, der sich seit seiner Verurteilung am 
30.11.99 im unbefristeten (!) Hungerstreik 
gegen seine Isolationshaftbedingungen be- 
findet. Die FreundInnen von den Prozes- 
sgruppen referierten über die EU 
Verfolgung von vermeintlichen DHKC-An- + 
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hängerInnen und verwiesen in diesem Zu- 
sammenhang auf Auslieferungsverfahren in 
der Schweiz und Belgien sowie aufeinen an- 
stehenden Massenprozess in Frankreich im 
März nächsten Jahres. gruppe mücadele 


Redebeitrag zu Iran 
Nur der Kampf wird uns befreien 


Für uns ist die Parole „Hoch die internatio- 
nale Politik“ keine leere Parole. Wir wollen 
mit unseren Genossinnen aus anderen Län- 
dern unseren Kampf für die Freiheit der po- 
litischen Gefangenen im Zusammenhang 
sehen, und nicht nur für die Freiheit der po- 
litischen Gefangenen und gegen die Re- 
pression und die Unterdrückung im eigenen 
Land kämpfen. Wir vertreten voli und ganz 
die Universalität der Menschenrechte und 
unserer Meinung nach gibt es kein vermin- 
dertes Menschenrecht für die Völker in Be- 
zug auf Kultur- und Religionszugehörigkeit. 

Seit über zwei Jahrzehnten baut das Re- 
gime der islamischen Republik Iran seine 
Herrschaft auf Unterdrückung, Entführung, 
Folter, Mord und Hinrichtungen auf. Die 
Zwangsverschleierung wurde seit der 
Machtübernahme des iranischen Regimes in 
einem gewaltsamen Krieg gegen die Frauen 
durchgesetzt. Einige eklatante Menschen- 
rechtsverletzungen des letzten Jahres er- 
reichten auch die deutsche Öffentlichkeit. 
Aufzuzählen sind: 

Die brutale Ermordung des Politikerehe- 
paares Parvaneh Eskandari und Dariusch 
Foruhar im November 1998 

Die Entführung und Ermordung von zwei 
Schriftstellern und einem Journalisten, Mo- 
hammad Mokhtari, Mohammad Jafar Pou- 
Jandeh und Majid Sharif, im Dezember 1998. 
Alle fünf Morde wurden vom Vevak, irani- 
schen Geheimdienst, geplant und durchge- 
führt. 

Bei der Niederschlagung der Studenten- 
bewegung im Juli diesen Jahres durch mi- 
litärische und paramilitärische Einheiten 
starben mindestens neun Studenten. Über 
2000 Studenten wurden während und nach 
den Protestaktionen verhaftet. Vor kurzem 
wurden die Todesurteile gegen drei Studen- 
tInnen bestätigt. 

Die Verfolgung von ethnischen Minder- 
heiten und religiösen Minderheit sowie Ba- 
hai. 

Die Bundesregierung und die anderen EU- 
Partner und neuerdings auch die USA ha- 
ben aber nach wie vor Interesse, ihre men- 
schenverachtenden Beziehungen zu Iran 
aufrechtzuerhalten, koste es, was es wolle. 
Die Forderung nach Einhaltung der Men- 
schenrechte und Schutz der iranischen Op- 
positionellen im Ausland werden nach wie 
vor den wirtschaftlichen und politischen In- 
teressen geopfert. 

Die Solidarität soll unsere Stärke werden, 
lasst uns der Parole „Hoch die internationa- 
le Solidarität“ eine neue Kraft geben und sie 
inhaltsvoll machen. 

Komitee zur Unterstützung der politischen 
Gefangenen im Iran - Berlin, 10.12. 
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Tübingen 
Staatsanwaltschaft 
erhebt Anklage wegen 
Aufrufs zur Desertion 
gegen Tobias Pflüger 


Sie macht es jetzt nach über 7 Monaten doch 
noch: Die Staatsanwaltschaft Tübingen er- 
hebt Anklage gegen Tobias Pflüger wegen 
Aufruf zur Desertion. 

Insgesamt vier Fälle von Aufruf zur De- 
sertion (Tübingen, München, Calw und 
Frankfurt) wurden zu einem Verfahren zu- 
sammengezogen und werden Tobias Pflüger 
zur Last gelegt. Er soll 3.500,- DM Strafe 
zahlen, aufgeteilt in 70 Tagessätze zu 50,- 
DM. 

In der von der Staatsanwaltschaft Tübin- 
gen angeforderten Stellungnahme hatte To- 
bias Pflüger am 27.8. seine Aufrufe bekräf- 
tigt. Er verwies auf den Gesamtzusammen- 
hang des NATO-Krieges gegen Jugoslawien, 
monierte, dass offensichtlich nur der Aufruf 
an bestimmte Soldaten rechtswidrig sei, wo- 
gegen er an andere offensichtlich NATO-Po- 
litik war und begründete, warum er die Auf- 
rufe zur Desertion für richtig hielt. 

Die Unterlagen zur Anklage sind im In- 
ternet nachlesbar unter http://www.tobias- 
pflueger.de. 

Tobias Pflüger zur Anklage: 

1. Ich verstehe nicht, dass die Staatsan- 
waltschaft jetzt noch kommt mit einer doch 
recht deftigen Anklage. 

2. Nach wie vor werden die Falschen an- 
geklagt. Die Regierenden der NATO-Staaten 
haben einen völkerrechtswidrigsen und 
grundgesetzwidrigen Angriffskrieg gegen 
Jugoslawien durchgeführt, bei dem Men- 
schen umgebracht wurden. 

3. Die vorgegebenen Gründe für den Krieg 
(„Luftschläge für Menschenrechte“, „Hilfe 
für Flüchtlinge“ etc.) waren schon während 
des Krieges offensichtlich nicht zutreffend. 
Flüchtlinge wurden für geostrategische In- 
teressen lediglich instrumentalisiert. Es zeigt 
sich Tag für Tag, dass lediglich das ethni- 
sche Vorzeichen der Vertreibung herumge- 
dreht wurde (früher Kosovo-Albaner/innen, 
jetzt Serb/inn/en und Roma) 

4. Die Art der Waffen des Krieges zeigen, 
dass es der NATO darum ging, die (wirt- 
schaftliche) Infrastruktur von Jugoslawien 
zu zerstören und z.B. mit Streubomben die 
Bevölkerung zu treffen. 

5. Der Aufruf zur Desertion war richtig und 
ich würde es in einem nächsten Krieg wie- 
der so machen. 

6. Wenn denn nun schon Anklage erho- 
ben wird, bietet das die Möglichkeit, die ju- 
ristischen und politischen Komponenten des 
Krieges gegen Jugoslawien vor deutschen 
Gerichten zu erörtern. 

Der beauftragte Rechtsanwalt ist Holger 
Rothbauer, Tübingen 
Informationsstelle Militarisierung (IMI) 
Quelle: http://www.linkeseite.de 


Braunschweig 


Hakenkreuze übermalen 
gerichtlich verfolgt 


Prozess gegen sieben Braunschweiger Anti- 
faschistInnen wegen „Sachbeschädigung” 


Weil sie Hakenkreuze und Nazi-Parolen an 
einem Buswartehäuschen in Meine (Ge- 
meinde Papenteich) übermalt haben sollen, 
sind sieben Braunschweiger Antifaschistin- 
nen nun wegen „Sachbeschädigung” ange- 
klagt. Die Staatsanwaltschaft Braunschweig 
wirft ihnen vor, aufgrund eines gemeinsa- 
men Entschlusses ein hölzernes, naturfar- 
ben lasiertes Buswartehäuschen 
großflächig mit weißer Farbe übertüncht zu 
haben. 

Bereits im Mai 1999 berichtete die Aller- 
zeitung über das Buswartehäuschen in Ab- 
besbüttel, das mit zahlreichen Nazi-Parolen 
sowie diversen Hakenkreuzen beschmiert 
worden war. Der Meiner Ratsherr Wester- 
gaard wußte damals in der Lokalpresse zu 
berichten, dass er bereits im Februar des Jah- 
res auf diese Tatsache hingewiesen hatte. Die 
Gemeinde sicherte ihm damals zu, sie wer- 
de für ein „angemessenes Erscheinungsbild 
der Bushaltestelle sorgen“. Trotz der Berich- 
te in der Lokalpresse wurden die faschisti- 
schen Schmierereien monatelang nicht ent- 
fernt. 

Erst als einige AntifaschistInnen zur 
Selbsthilfe griffen wurde die Gemeinde ak- 
tiv: „Jede extremistische Handlung ist zu 
verurteilen“ wusste plötzlich Bürgermeister 
Reinemann. „Das Häuschen ist schließlich 
Gemeindeeigentum“ und die Hakenkreuze 
auf Gemeindeeigentum wurden für Reine- 
mann offensichtlich erst zum Problem, als 
sie übermalt wurden. Folglich erstattete er 
daraufhin Anzeige wegen Sachbeschädi- 
gung gegen die sieben AntifaschistInnen. 
Nach dem Willen der Staatsanwaltschaft 
Braunschweig, namentlich Staatsanwalt 
Meyer-Ulex, sollen diese nun verurteilt wer- 
den. 

Die Rote Hilfe e.V. - Ortsgruppe Braun- 
schweig sieht in der Anklage gegen die sie- 
ben AntifaschistInnen ein weiteren Schritt 
im eifrige Bemühen der Braunschweiger 
Staatsanwaltschaft mit allen Mitteln antifa- 
schistische Aktionen zu kriminalisieren: 
„Dieser Prozess macht den Repressionswil- 
len von Polizei, Staatsanwaltschaft und Ju- 
stiz gegen antifaschistische Gruppen deut- 
lich. Es ist bezeichnend, dass hier ausge- 
rechnet diejenigen vor Gericht gezerrt wer- 
den, die Hakenkreuze und Nazi-Parolen 
übermalen“., 

Rote Hilfe e.V. Ortsgruppe Braunschweig 


Heidelberg 
Polizeikontrollen 


Seit einiger Zeit ist zu beobachten, dass die 
Polizei im Anschluss an Veranstaltungen im 
Kulturhaus Karlstorbahnhof verstärkt Per- 
sonenkontrollen durchführt. Es handelt sich 


hierbei vor allem um Veranstaltungen, die 
im weitesten Sinne politischen Charakter 
haben (PolitologInnen-Party mit Spende für 
das Autonome Zentrum im Exil, Mumia- 
Informationsveranstaltung, Informations- 
veranstaltung über den Krieg gegen Jugos- 
lawien). Im Rahmen dieser Kontrollen sind 
stets auch Zivilbeamte und das allgemein 
bekannte Fahrzeug des Staatsschutzes Hei- 
delberg (asphaltgrauer Mercedes 200 mit 
dem amtlichen Kennzeichen „HD-YK 84”) 
beteiligt. Die Rote Hilfe e. V. Heidelberg pro- 
testiert gegen diese „Routinekontrollen”, die 
dazu dienen, die Identität der Besucherln- 
nen politischer Veranstaltungen im Karlstor- 
bahnhof festzustellen und persönliche Pro- 
file über das politische Interesse missliebi- 
ger Personen zu erstellen. Gerade im Zu- 
sammenhang mit den jüngst erfolgten An- 
werbeversuchen des Verfassungsschutzes, 
die bei Personen stattfanden, die am Rande 
politischer Veranstaltungen “Routinekon- 
trollen” unterzogen wurden (siehe u. a. Pres- 
semitteilung der RH 0G HD vom 
06.12.1999), fordert die Rote Hilfe e. V. Hei- 
delberg die sofortige Einstellung der Gesin- 
nungsschnüffelei und die Offenlegung der 
Arbeit der Geheimdienste. 

Für die Abschaffung der Geheimdienste! 
Widerstand ist eine Waffe! 

PE Rote Hilfe, OG Heidelberg 


Gemeinsame Stellungnahme 
von Antifa Saar u. Gruppe basis 


Zu fortlaufenden An- 
werbeversuchen des 
Verfassungsschutzes 


Seit Beginn des Jahres haben uns insgesamt 
sechs Leute darüber informiert, dass sie vom 
saarländischen Verfassungsschutz angespro- 
chen wurden. Es sind Menschen, die sich an 
antifaschistischen und anderen politischen 
Aktivitäten beteiligen. Alle haben sich den 
Anwerbeversuchen widersetzt und den Sach- 
verhalt öffentlich gemacht. 

Das Thema ist nicht neu, und in den letz- 
ten Jahren gab es von Seiten des VS immer 
wieder Versuche Leute anzusprechen, die sie, 
wie sie es bisweilen ausdrücken, zum Umfeld 
der "autonomen/antiimperialistischen Sze- 
ne” im Saarland zählen. Es ist eine bundes- 
weite Tendenz: überall werden vor allem jün- 
gere Leute zum Beispiel aus dem antifaschi- 
stischen oder dem Anti-AKW Spektrum an- 
gesprochen, um sie für Spitzeldienste anzu- 
werben. Aber auch im Zusammenhang der 
Organisationen und Vereine der türkischen 
und kurdischen Linken geht der VS kontinu- 
ierlich seinen schmutzigen Anwerbegeschäf- 
ten nach. (...) 

Die Vorgehensweise und Methoden des Ge- 
heimdienstes folgen fast immer dem gleichen 
Schema. Zuerst das Überraschungsmoment, 
das bewusst produziert wird, wenn die Agen- 


ten unerwartet vor den Betroffenen stehen. 
Das signalisiert logischerweise nicht nur ei- 
ne längere Überwachung im Vorfeld, sondern 
soll möglichst einschüchtern, sozusagen den 
Raum öffnen für das, was dann kommt, wenn 
man ihnen nicht sofort deutlich macht, dass 
sie sich verpissen sollen. Anknüpfend an 
scheinbare Schwächen oder reale Probleme 
(wie z.B. über wenig Geld zu verfügen; 
Schwierigkeiten bei der Einbürgerung; unsi- 
cherer Aufenthaltsstatus; persönliche Le- 
benskrisen; Rückzug aus politischen Akti- 
vitäten usw.) versuchen die Beamten ins Ge- 
spräch zu kommen, um letztlich darüber die 
Betroffenen zur Mitarbeit zu nötigen. 

Die Absichten des Verfassungsschutzes 
sind klar. Linke Organisierungsansätze und 
Strukturen sollen unterwandert werden. Das 
hängt auch nicht unmittelbar mit der aktu- 
ellen Stärke oder Schwäche der ins Visier ge- 
ratenen linken Gruppe zusammen. Obwohl 
unser politisches Engagement den Repressi- 
onsorganen ein Dorn im Auge ist, machen 
wir uns keine Illusionen über unsere aktuel- 
len Ausgangsbedingungen, über die 
Schwäche emanzipatorischer Kräfte in dieser 
Gesellschaft und die triste Lage der Linken, 
und dass das zur Zeit fast jede politische In- 
itiative begrenzt. Doch der Verfassungsschutz 
plant langfristig und will präventiv den Fuß 
drin haben, wo immer sich Protest und Wi- 
derstand gegen die herrschenden Verhältnis- 
se entwickeln, um sie zu kontrollieren und 
wenn es aus ihrer Sicht notwendig scheint zu 
kriminalisieren. In der Perspektive zielt der 
Einsatz von V-Leuten auf die Zerschlagung 
linker Fundamentalopposition, auch wenn 
die momentan noch wenig sicht- und greif- 
bar ist. Das hat die Tätigkeit des V-Manns 
Klaus Steinmetz gezeigt, der mehr als 10 Jah- 
re in Zusammenhängen der revolutionären 
Linken vom rheinland-pfälzischen Verfas- 
sungsschutz geführt wurde und mit dessen 
Hilfe es gelang, die Staatsschutzoperation ge- 
gen die RAF in Bad Kleinen durchzuführen. 

Aber der Verfassungsschutz verschmäht 
auch nicht den kurzfristigen Erfolg. Zumin- 
dest als Nebeneffekt seiner Anwerbeversu- 
che, wie sie gerade mal wieder gehäuft im 
Saarland laufen, ist die Verunsicherung und 
Abschreckung Einzelner mit eingeplant: 
„Wir haben euch im Auge”. 

Anwerbeversuche und das Einschleusen 
von V-Leuten sind ein Angriff gegen die ge- 
samte Linke. Und mehr noch! Heute existiert 
bis weit in die Gesellschaft ein Netz aus 
präventv-repressiven Maßnahmen: Syste- 
matisches Abhören von Telefonen; 24-Stun- 
den-Videoüberwachung öffentlicher Räume; 
lückenlose Kontrolle des Verhaltens und der 
Leistung am Arbeitsplatz; Datenaustausch 
kreuz und quer zwischen Behörden, Polizei 
und Geheimdiensten; Aufbau einer Gen-Da- 
tei beim Bundeskriminalamt; verstärkte Zu- 
sammenarbeit von sozialen Einrichtungen 
("vom Kindergarten bis zum Sportverein”, so 
die Saarbrücker Zeitung am 4. Juli 1999) und 
kommunalen Behörden unter Federführung 
der Polizei in sogenannten Beiräten zur Kri- 
minalitätsverhütung ... Schon diese nicht 


vollständige Aufzählung macht deutlich, in 
welche Richtung die gesellschaftliche Ent- 
wicklung gehen soll. (...) 

Unsere politische Arbeit hat nichts mit Ge- 
heimniskrämerei zu tun. In Flugblättern, Re- 
debeiträgen und Broschüren teilen wir unse- 
re Gedanken mit, und auch die Praxis der bei- 
den Gruppen ist sehr wohl wahrnehmbar. 

Die Antifa Saar war zum Beispiel in Saar- 
brücken an der Organisierung von Aktivitä- 
ten gegen eine Kundgebung faschistischer 
Parteien aus Deutschland, Frankreich und 
Belgien beteiligt (30.05.98), oder gegen den 
Nazi-Aufmarsch anlässlich der Ausstellung 
"Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehr- 
macht” (20.02.99). Die Gruppe basis arbeitet 
in Libertad! - Kampagne für internationale 
Zusammenarbeit und Solidarität für die Frei- 
heit der politischen Gefangenen weltweit - 
mit. Ein Projekt in diesem Zusammenhang 
war die Vorbereitung und Durchführung ei- 
ner internationalen Konferenz, die Ostern 
1999 in Berlin stattfand. Zusammen nehmen 
unsere Gruppen an regionalen und bundes- 
weiten Initiativen Teil, wie zum 18.März, 
bundesweiter Aktionstag gegen Repression 
und für die Freiheit der politischen Gefange- 
nen oder gegen die drohende Hinrichtung 
von Mumia Abu-Jamal. 

Sicher werten Staats- und Verfassungs- 
schutz das alles aus; und müssen wir überle- 
gen, wo und wie wir was sagen und wo und 
wie wir was machen. Aber wir dürfen uns da- 
von nicht bestimmen lassen. Realistisch be- 
trachtet werden wir es auch in Zukunft kaum 
verhindern können, dass der Verfassungs- 
schutz Menschen aus unserem Bekannten- 
und Freundeskreis anspricht, um sie für Spit- 
zeldienste gegen uns und unsere politische 
Arbeit anzuwerben. Aber wir können den ge- 
heimdienstlichen Maßnahmen einen Teil des- 
sen nehmen, was sie zu ihrer Verwirklichung 
brauchen: den Mantel des Schweigens. Alle, 
die vom Verfassungsschutz angesprochen 
werden, möchten wir ausdrücklich ermun- 
tern, gegen diese Maßnahmen das Wort zu 
ergreifen. Macht die Anwerbeversuche öf- 
fentlich. Das kann mit dazu beitragen ihren 
Absichten einen Strich durch die Rechnung 
zu machen. 


Keine Aussagen bei Polizei, Justiz und Ge- 
heimdiensten! 

Statt vereinzelter Umgang mit Repression, 
gemeinsames Verhalten dagegen! 


Kontakt: 

Antifa Saar, c/o Verein für kommunikatives 
Leben & Wohnen e.V. 

Postfach 103 207, 66032 Saarbrücken 

Scall: 01 68 10 / 9 46 99 92 


basis 

Alte Feuerwache 

Am Landwehrplatz 2, 66111 Saarbrücken 
Tel.: 06 81 / 39 99 90, 

Email: basis@handshake.de 

Dezember 1999, aus Platzgründen gekürzt 


Zur Verlegung von 
Joëlle Aubron und 
Nathalie Menigon, 
Gefangene aus 
Action Directe (F) 


Am 13. Oktober wurden Joëlle Aubron 
und Nathalie Ménigon von Fleury-Méro- 
gis nach Bapaume, in einen Knast für 
Langzeitstrafgefangene in Nordfrank- 
reich, verlegt. 

Nachdem sie noch mehrere Jahre nach 
ihrem letzten Prozess in dem Untersu- 
chungshaft-Knast Fleury-Mérogis saßen, 
ist diese Verlegung in einen Strafhaft- 
knast eine erste Reaktion auf die Mobi- 
lisierung und Öffentlichkeit zur Situati- 
on der Gefangenen aus AD, die sich seit 
circa einem Jahr vor allem durch die Ar- 
beit des Kollektivs „Ne laissons pas fai- 
re“ in Frankreich entwickelt hat. 

Das Kollektiv „Ne laissons pas faire“ 
arbeitet an einer breiten Mobilisierung 
mit dem Ziel, die Freiheit der Gefange- 
nen zu erreichen. 

Es ist offensichtlich, dass mit der Ver- 


i legung der Frauen eine weitere Mobili- 
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sierung aufgehalten werden soll, in der 
Hoffnung, dass dieser „Normalisierungs- 
akt“ das entstehende Bündnis von ver- 
schiedenen politischen Kräften 
schwächt. Das ändert jedoch nichts an 
der Tatsache, dass die Verlegung auch ein 
erster Erfolg der Mobilisierung ist. 

Einige Bedingungen sind in Strafhaft 
besser als in U-Haft. So können Natha- 
lie und Joëlle nun zweimal monatlich te- 
lefonieren, allerdings mit der Einschrän- 
kung, dass sie nur Leute, die eine Be- 
suchsgenehmigung haben anrufen dür- 
fen. Die Besuchszeiten sind verlängert. 
Während in Fleury dreimal wöchentlich 
eine halbe Stunde Besuch möglich war 
(mit Antrag eine Stunde, einmal pro Mo- 
nat, bei größerer Anreise-Entfernung der 
BesucherInnen) sind es in Bapaume je- 
weils zwei Stunden Samstag und Sonn- 
tag. 

Als weiterer Schritt in der Mobilisie- 
rung fand am 26. November in Paris ei- 
ne Veranstaltung zur Situation der Ge- 
fangenen aus AD statt. An ihr nahmen 
circa 100 Menschen teil und ein breites 
Spektrum von Organisationen war ver- 
sammelt. Neben den VeranstalterInnen 
von „Ne laissons pas faire“ saß eine Ver- 
treterin der PCF und des „Komitees ge- 
gen lange Haftstrafen“ auf dem Podium. 
Es gab zahlreiche Solidaritätserklärun- 
gen und Grußadressen, u.a. von einem 


Vertreter CNT, den „Grünen“, der LCR (Li- 
gue de Communistes Revolutionnaires), 
von Aline Pailler (eine Abgeordnete, die 
sich im Europaparlament auch für Mu- 
mia Abu-Jamal einsetzt). 

Es beteiligten sich unabhängige linke 
Organisationen wie die „Secours Rouge“ 
(Rote Hilfe) und ABC (Anarchist Black 
Cross). Neben ehemaligen Mitkämpfern 
und Angehörigen waren viele junge Leu- 
te anwesend. 

Es wurden aufgezeichnete Telefonin- 
terviews mit Jean-Marc und Joëlle abge- 
spielt, die sehr aufmerksam aufgenom- 
men wurden. Mehr als es alle Re- 
debeiträge gekonnt hätten, ließen sie die 
Gefangenen und ihre Realität präsent 
sein. 

Einigkeit bestand vor allem in der Ab- 
lehnung der Sondergesetze und Sonder- 
haftbedingungen und der Forderung 
nach sofortiger Freilassung von Georges 
Cipriani, bzw. aller haftunfähigen Ge- 
fangenen. Georges Ciprianis psychischer 
Zustand hat sich so verschärft, dass er 
schon längst mit der Haft nicht mehr ver- 
einbar ist. 

Die Veranstaltung war ein praktischer 
Ausdruck davon, dass die Mobilisierung 
weitergeht und sich nicht von den staat- 
lichen Manövern blenden lässt. Die zen- 
tralen Forderungen sind dabei: 

- Sofortige Freilassung von Georges Ci- 
priani 

- Für das Recht auf ein politisches Leben, 
das heißt: Zusammenlegung und unge- 
hinderte Kommunikation drinnen und 
mit draußen 

- Schluss mit der Blockade bei der Ge- 
nehmigung von Besuchsanträgen 

Als nächste Initiative wurde eine Kund- 
gebung vor dem Justizministerium vor- 
geschlagen, bei der eine Delegation die 
Forderungen übergeben wird. 
Internationalistisches Komitee Saar- 
brücken 


Eine aktualisierte Adressenliste: 


Joëlle Aubron 2174 K 

Nathalie Menigon 2173 J 

Centre de detention-quartier femmes 
Chemin des Anzacs 

F 62451 Bapaume Cedex 


Jean Marc Rouillan 
969B204 

BP 166 

Rue des Saligues 

F 65300 Lannemezan 


Kontaktadresse des Collectif 
„Ne laissons pas faire“ 

c/o LPJ 

58, rue Gay-Lussac 

75005 Paris 


I möchte damit beginnen, dass ich den 
ältesten Gefangenen des französischen 
Staates grüße: „Varouj“ Garbidian. 

Dieser armenische politische Aktivist ist 
seit August 1983 in Haft, das heißt, seit über 
16 Jahren, und es wurde ihm gerade zum 
dritten Mal das Recht, in sein Land heim- 
zukehren, verweigert. 

Die Situation dieses Genossen ist wirk- 
lich symptomatisch für die gegenwärtige 
Problematik der politischen Gefangen- 
schaft in Frankreich. 

Schon vor 18 Monaten war für „Varouj" 
die Zeit der Sicherheitsverwahrung, die Teil 
seiner Verurteilung war, vorbei. Das heißt, 
dass er den Teil der Strafe, den das Gericht 
gefordert hat, abgesessen hat. 

Aus welchem Sicherheitsgrund lehnen 
die Bürokraten der Place Vendöme seine 
Freilassungsanträge ab? 

Heute - und das schon seit 15 Jahren - 
existiert seine Organisation, die ASALA 
(Armee Secrete pour la Libération de lAr- 
menie*) nicht mehr. 

Die Unabhängigkeit Armeniens, für die er 
kämpfte, ist eine Realität. 

Die Anerkennung des Völkermordes von 
1915, die er und seine Genossen forderten, 
steht kurz davor, im Parlament verabschie- 
det zu werden. 

Warum also verlängern sie eine solche 
Strafe? Und im Namen wovon behalten sie 
ihn nach so vielen Jahren noch in einem 
Hochsicherheitsknast? ' 

Tatsächlich bemerke ich jetzt, da ich mei- 
nen Beitrag mit der Anklage gegen die Hatz 
auf „Varouj“ einleite, dass ich einen Faden 
spinne, der mich unvermeidlich zur Ankla- 
ge der Bedingungen führt, die für alle po- 
litischen Gefangenen vorgesehen sind. In- 
dem ich auf die Situation von „Varouj“ hin- 
weise, klage ich die gesamte Logik der re- 
pressiven Politik auf diesem Territorium an, 
und genau so ist es - mit welchem Gefan- 
genen man sich auch immer solidarisiert, 
ob er Baske, Türke oder revolutionärer 
Kommunist ist wie wir ... 

Wenn man von jeder einzelnen besonde- 
ren Situation ausgeht und wenn man bis 
zum Ende geht, von dem Moment an be- 
greift man klar die Vernichtungslogik, die 
von den staatlichen Apparaten und Ver- 
hältnissen ausgeht. Den Repressionskräften 
geht es nicht darum, dass die Gesetze ein- 
gehalten werden, dass eine Strafe abgeses- 
sen wird, sondern darum, einen politischen 
Aktivisten zu zerbrechen, ihn zu zerstören, 
um ihn zu unterwerfen, darum, ihn entwe- 
der wieder in die Form zu pressen oder ihn 
viele Jahre lang sozial und politisch zu iso- 
lieren. Die Folterpraktiken in den Isolati- 
onstrakten, die Erniedrigungen und die 
Prügel, die Einschränkung und die Nicht- 
Anwendung des Rechts, die Massenrazzi- 
en, die von der Abteilung 14 organisiert 
werden, die Urteile der Sondergerichte so- 
wie der „langsame Tod“ im Knast und die 
Auslieferungen von Aktivisten an Länder, 
in denen die Folter alltäglich ist - all das 
bildet ein Ganzes. Selbstverständlich ist die 


Erklärung von Jean Marc Rouillan, Action Directe, zur Veranstaltung am 26. November in Paris 


„Lerbrechen wir alle zusammen 
die Gitter der Gefängnisse ..." 


Situation eines Gefangenen im Isolati- 
onstrakt immer kritischer als die eines Ge- 
fangenen in einer Haftanstalt, und die Ab- 
teilung 14 ist selbstverständlich wesentlich 
willkürlicher als jede andere juristische In- 
stitution. Das zeigt jedoch ganz einfach nur 
die Differenzierung in der Anwendung der- 
selben Politik, desselben Vernichtungswil- 
lens. 

Wenn man das wirklich will, kann man 
hinter jedem einzelnen Fall eines politi- 
schen Gefangenen klar den realen Zustand 
der politischen Repression in diesem Land 
erkennen. 

Man kann die Repression gegen den Wi- 
derstand all derjenigen begreifen, die die 
Grenzen der Nischen nicht anerkennen, die 
den Protestlern überlassen werden, wenn 
sie das Regime, das Parteiensystem und die 
Mitverwaltung der präventiven Konterre- 
volution nicht in Frage stellen. 

Schließlich werden mit jedem Fall eines 
politischen Gefangenen der demokratische 
Mythos der imperialistischen Regimes, das 
Werk der andauernden Legitimierung der 
Macht der Monopole und die direkte oder 
stillschweigende Kollaboration der „Hilfs- 
truppen“ angegriffen. 

Es ist so - und so war es immer -, dass 
die politische Gefangenschaft in einem 
Land den realen Zustand des Kampfes für 
die demokratischen Rechte ausdrückt, des 
Kampfes für die Befreiung der unterdrück- 
ten Nationen, des Kampfes gegen die im- 
perialistische Unterdrückung und des 
Kampfes für eine revolutionäre Umwäl- 
zung, die fähig ist, politische Demokratie 
und soziale Demokratie in Übereinstim- 
mung zu bringen. Die politische Gefan- 
genschaft ist immer eine der wesentlichen 
Messlatten für das Kräfteverhältnis zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletariat auf ei- 
nem Territorium gewesen. 

Genau in diesem Sinne muss jede Soli- 
darität mit politischen Gefangenen gesehen 
werden. Das ist eine konkrete Solidarität 
angesichts eines Ausbeutungs- und Unter- 
drückungssystems, angesichts eines Sy- 
stems aus Lügen und Verschleierung der 
Diktatur, die es nicht nurim Gefängnis, son- 
dern auch in der Gesellschaft bildet. 

Die Solidarität auf dem Gebiet der politi- 
schen Gefangenschaft wird aufgebaut, in- 
dem man für die Forderungen kämpft, die 
allen Gefangenenkollektiven gemeinsam 
sind. 

Zunächst muss die Mobilisierung für die 
politischen Gefangenen die Tatsache aner- 
kennen und von ihr ausgehen, dass das 
grundlegende Ziel die Befreiung ist. Das ist 


das Ziel, das erreicht werden muss, und das 
ist voll und ganz ein Kampf innerhalb des 
Emanzipationsprozesses. 

Die Befreiung steht im Zentrum des Pro- 
blems für die revolutionären Kräfte - aber 
auch für die Macht. Die Macht hat diese 
Frage jedoch auf die einfache Formel des 
Austauschs reduziert: Freiheit gegen Kolla- 
boration. Die Erpressung ist eindeutig: Der 
Gefangene soll sich an der Inszenierung der 
Kapitulation beteiligen. Er müsste eine Reue 
produzieren, die im Singsang des Einheits- 
denkens, der gegenwärtigen konservativen 
Revolution und der Unterwerfung unter die 
Diktatur der Triade ausbeutbar ist. Er soll 
die Kritik der revolutionären Erfahrungen 
auf den Marktplatz tragen und so am neu- 
en Exorzismus teilnehmen und an all der 
Bußfertigkeit gegenüber den Pharaonen 


ie ganze Haft eines politischen 
jefangenen wird von dieser 
ealität beherrscht — entweder 
iuschobjekt der Unterwerfung 
Jer Vernichtung. 


dieses Jahrtausendendes. Er soll sich selbst 
umkrempeln in der Banalisierung der re- 
volutionären Sprache und seines Engage- 
ments. Andernfalls hat er keine Chance 
rauszukommen. 

Die ganze Haft eines politischen Gefan- 
genen wird von dieser Realität beherrscht 
- entweder Tauschobjekt der Unterwerfung 
oder Vernichtung. Er akzeptiert entweder 
oder er leistet Widerstand. Es gibt keine Lö- 
sung dazwischen. Es gibt nicht mehr den 
kleinsten Raum zwischen diesen beiden Po- 
len des Konflikts. 

Warum? 

Fast 15 Jahre nach den letzten Guerilla- 
Operationen auf diesem Territorium ist der 
Sieg des Staates nicht total. Er muss es 
schaffen, alles auszulöschen - bis hin zu 
unserem kämpferischen Gedächtnis, bis hin 
zu unserer politischen Identität. Sie träu- 
men davon zu erreichen, dass wir all de- 
nen, die sich noch an unsere Revolten er- 
innern, sagen, dass es nichts mehr gegen 
ihre Macht zu tun gibt, dass die revolu- 
tionäre Aktion in ihrer Zitadelle unmöglich 
ist. 

Deshalb behalten sie Georges Cipriani im 
Knast, obwohl er an irreversiblen gesund- 
heitlichen Störungen leidet. 

Deshalb wurden Joëlle und Nathalie 
zwölf Jahre lang unter Sonderbedingungen 
gefangengehalten und deshalb erlegen sie 
uns eine lange Reihe von Beschränkungen 


in der Kommunikation, den Besuchen un- 
ter uns, den Besuchserlaubnissen usw. auf. 

Wie ich oben erwähnte, geht es der Macht 
nicht darum, eine Entscheidung der Justiz 
durchzusetzen. Die Strafe ist nämlich ein- 
fach nur der Ausgangspunkt für die Er- 
pressung. Und je maßloser sie ist, desto 
mehr Chancen hat die Erpressung, zum Er- 
folg zu führen. Deshalb haben die Sonder- 
gerichte dielebenslange Strafe zu etwas Ge- 
wöhnlichem gemacht, und zahlreiche ver- 
urteilte politische Aktivisten würden an der 
„Börse“ des gemeinen Rechts keine zehn 
Jahre bekommen. 

Mit der lebenslänglichen Strafe tritt der 
Gefangene in den Kreislauf des „langsamen 
Todes“ ein, der Staat kann seine Vorschlä- 
ge vorbringen. Das Gewicht ist um so 
schwerer, als ab da alle Willkürmaßnahmen 
im Knastregime für den Tausch auftreten. 
Sie werden selbst ein Teil des Handels. Sie 
hören nur dann auf, wenn der Gefangene 
den Weg des Staates und seine Logik der 
Korruption anerkennt. 

Die ganzen Erniedrigungen (z. B. letzten 
Monat die Vergewaltigung eines baski- 
schen Genossen bei einer Körperdurchsu- 
chung, die Schläge, die weiße Folter) sind 
nicht nur der Ausdruck der Rache des Staa- 
tes oder kleine Vendettas der Polizeikorpo- 
rationen oder einiger ausgekochter Richter. 
Sie sollen jeden Tag den Druck des „langsa- 
men Todes“ aufrechterhalten bis der Ge- 
fangene zusammenbricht, sich unterwirft - 
oder stirbt.’ 

Wenn „Varouj‘ immer noch im Knast 
sitzt, wenn Joëlle, Nathalie oder ich selbst 
immer noch im Knast sitzen, so ist das bei 
anderen politischen Aktivisten, die in den 
80er Jahren festgenommen und zu lebens- 
länglich verurteilt wurden oder es beinahe 
geworden wären, es zu werden, nicht so. Es 
gibt nicht wenige, die keine zwölf Jahre ab- 
gesessen haben, bis sie freigelassen wur- 
den. Folglich hat die ausgesprochene Stra- 
fe nichts mit unserem Verbleiben in derHaft 
zu tun. Das Wesentliche liegt woanders. 

In unserem Fall liegt das angestrebte Ziel 
darin, dass wir unserem Engagement ab- 
schwören, dem Engagement, das mit dem 
Mai ‘68 entstanden ist, dem Engagement 
der Kämpfe gegen Franco, dem „Nie mehr 
ohne Waffe“, Erbe der außerparlamentari- 
schen Kämpfe und der politischen Autono- 
mie, dem Engagement gegen die NATO und 
die Kriegstreiber. 

Und seit wir im Februar ‘87 in die Trak- 
te der weißen Folter gekommen sind, wa- 
ren wir Haftbedingungen ohne Beispiel un- 
terworfen, weil wir uns immer geweigert 
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haben, die Gründe für unseren Kampf zu 
verunglimpfen. Wir haben laut und deut- 
lich gesagt, dass wir niemals auch nur ein 
einziges Wort gegen die Geschichte und die 
Realitäten der revolutionären Bewegung 
sagen werden. Wir werden nie dem Gueril- 
la-Engagement, das das unsere war und ist, 
abschwören. 

Wir lehnen jede Art von Tausch, jeden 
Kuhhandel ab. Und genauso wie wir es ver- 
urteilen, den Papagei der „Niederlage“ in 
den Lautsprechern der Propaganda zu spie- 
len, genauso lehnen wir es ab, still zu sein. 
Nur der kollektive Kampf kann der Lösung 
des Staates entgegengestellt werden - das 
haben wir im Verlauf der zahlreichen 
Kämpfe bewiesen, die wir in der Haft ge- 
führt haben. Und auch heute noch denun- 
zieren und bekämpfen wir gemeinsam die 
Pläne der Repression. 

Da wir die „Tauschgesetze“ kennen, wis- 
sen wir, was das mit sich bringt. Wir erle- 
ben es tagtäglich. Entweder entwickelt die 
Bewegung von da aus soviel Kraft, um un- 
sere Freilassung erzwingen zu können, oder 


htweder entwickelt die Bewegung 
jn da aus soviel Kraft, um unsere 
eilassung erzwingen zu können, 
der wir werden die Konsequenzen 
iseres revolutionären Engagements 
ñd unseres Widerstands im 

Hast bis zum Ende auf uns nehmen 
üssen. 


wir werden die Konsequenzen unseres re- 
volutionären Engagements und unseres 
Widerstands im Knast bis zum Ende auf uns 
nehmen müssen. Dazu gibt es keine Alter- 
native. 

Die Amnestie für alle und ohne Bedin- 
gung ist die Hauptforderung der Solidarität, 
denn all die Probleme der politischen Ge- 
fangenschaft, von der Verbesserung der 
Haftbedingungen bis zur Respektierung der 
Rechte der Gefangenen, drehen sich um die 
Frage der Befreiung. Und aus dieser Forde- 
rung ergeben sich ganz logisch die Über- 
gangsforderungen. 

Zuallererst stellen wir die Forderung nach 
Schließung der Trakte für die weiße Folter 
auf, und besonders der Isolationstrakte der 
Pariser Region - La Sante, Fresnes und 
Fleury -, wo die krasseste Willkür direkt den 
Direktiven der Richter der Abteilung 14 un- 
tersteht. Wie das gestern unser Schicksal 
war, so werden heute politische Gefangene 
seit Jahren in den Isolationstrakten gehal- 
ten. Das ist bei Carlos der Fall. 

Folter ist Folter - und sie ist immer inak- 
zeptabel. Sie kann weder zum Schacherob- 
jekt noch zum Gegenstand von Polemik 
werden, es gibt keine halben Maßnahmen 
gegen sie. Wir müssen uns organisieren, um 
sie zu denunzieren, zu bekämpfen und zu 
fordern, dass alle politischen oder rebelli- 
schen Gefangenen - ausnahmslos alle! - 
aus den Isolationstrakten rauskommen. 
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wie sie heute durch den französischen Staat 
angewendet wird, denunzieren wir nicht 
nur die Scheindemokratie - oder besser: die 
Demokratie, die nur für die Bürger reser- 
viert ist, die die Diktatur der imperialisti- 
schen Monopole und die Entmenschli- 
chung, die das für mehr als 80% der Men- 
schen bedeutet, akzeptieren -, sondern wir 
versuchen konkret, den Richtern der Son- 
dergerichte eine Waffe der Repression zu 
entreißen. 

Genauso ist es, wenn wir die Zusam- 
menlegung der verschiedenen Kollektive 
politischer Gefangener, freie Kommunika- 
tion mit draußen, Besuchsgenehmigungen 
und wenn wir den Status als politische Ge- 
fangene fordern. Wir versuchen, die Will- 
kür zurückzudrängen. Wir stellen uns ge- 
gen den Tausch. Seit 20 Jahren weigert sich 
der französische Staat, den Status des po- 
litischen Gefangenen auf irgend jemanden 
anzuwenden, der wegen sogenanntem Ter- 
rorismus angeklagt wird. Die Anerkennung 
des Status als politischer Gefangener stellt 
keinesfalls eine Frage von Privilegien, von 
politischer Anerkennung durch den Feind, 
von Differenzierung usw. dar. Es handelt 
sich um eine unverzichtbare Maßnahme, 
um gegen die Politik der Zersplitterung mit 
allem, was sie an Willkür und individuel- 
lem Druck mit sich bringt, zu kämpfen. Der 
Status des politischen Gefangenen bietet ei- 
nen juristischen Rahmen für die politische 
Gefangenschaft, der heute nicht existiert; 
und das lässt jeglichem Missbrauch seitens 
der Richter freien Lauf, aber auch seitens 
dieses oder jenes Gefängnisdirektors: die 
verdeckten Verbringungen in Einzelhaft, 
die Folter in den Iso-Trakten, die Ableh- 
nung und die Beschränkungen von Besu- 
chen, die Postzensur ... 


Die Solidarität muss auch elementare 
Rechte durchsetzen: 

Erstens: die Freilassung der schwerkran- 
ken Gefangenen! Es gibt heute ca. zehn po- 
litische Gefangene, die eine doppelte Stra- 


Wenn wir uns gegen die Folter wenden, fe und einen doppelten Druck erfahren, weil 


sie physisch oder psychisch krank sind, oft 
unheilbar -— bei anderen sind diese Zer- 
störungen schon fast irreversibel. 

Zweitens: Schluss mit der Willkür bei der 
Beachtung der geltenden Gesetze! Und da 
gibt es zahlreiche Beispiele, z.B. gibt es kei- 
ne Überprüfung der Strafen mehr, was die 
politischen Gefangenen betrifft. Es ist wahr, 
dass diese sich für alle Gefangenen auf ei- 
nen traurigen Rest reduziert haben, aber für 
die politischen Gefangenen ist das sympto- 
matisch. Die Richter, die für die Überprü- 
fung der Strafen verantwortlich sind oder 
die Kommission des Ministeriums weigern 
sich systematisch, die Anträge auf Haftur- 
laub oder auf bedingte Freilassung, worauf 
ein Recht besteht, zu bearbeiten. Nach den 
geltenden Gesetzen könnten, wie im Fall 
von „Varouj“, zahlreiche Gefangene sofort 
freikommen, aber einfache Dienstbriefe 
dienen als Justizentscheidung.’ 

Weiteres Beispiel: Den baskischen Ge- 
fangenen, die Aufenthaltsverbot in Frank- 
reich haben, wird die Wahl des Landes, in 
das sie ausgewiesen werden, verwehrt. Sie 
werden systematisch in den spanischen 
Staat zurückgeschickt. Unter diesen Um- 
ständen handelt es sich um nicht mehr und 
nicht weniger als um verdeckte Ausliefe- 
rungen.’ 


Schlussfolgerung 


Jeder Kampf aus Solidarität mit einem po- 
litischen Gefangenen ist ein politischer 
Kampf, und jede Solidarität mit einem re- 
volutionären Gefangenen ist ein Moment 
von revolutionärem Kampf, denn das ist ein 
Kampf, der nicht bei der Denunziation der 
Methoden und der Urteile der Sonderge- 
richte stehen bleibt, bei der Denunziation 
der Folter und des langsamen Todes, der 
Massenhinrichtungen, wie denen, die hier 
durch die GAL-Regierung in Madrid durch- 
geführt wurden, .... Dieser Kampf führt im- 
mer dazu, die Frage des Widerstands zu stel- 
len. Er leitet die Diskussion ein über die Re- 


pression gegen Akte des Widerstands und 
der Revolte gegen die Diktatur der Ord- 
nungsmacht, gegen die Zitadellen des Po- 
litspektakels, gegen die falschen Revolten 
und die Ablehnungen wertlosen Zeugs. 

Wenn man aufmerksam die Problematik 
der politischen Gefangenschaft untersucht, 
bemerkt man sehr schnell, dass die vom 
Staat produzierte Legalität kriminell ist und 
die Revolte legitim. Man kann die Auf- 
deckung des reaktionären Wesens der im- 
perialistischen Regimes und die Fragen 
nach der revolutionären Praxis in unserem 
Land nicht umgehen. Einige beteiligen sich 
an diesen Regimes, akzeptieren dieses an- 
geblich „Unvermeidliche“, verschieben die 
Frage auf später oder stellen sich blind. Die 
große Mehrheit der Aktivisten der „Linken 
der Linken“ tut das sehr gut seit Jahrzehn- 
ten. Wenn andere Widerstand leisten und 
meinen, dass es kein Verbrechen ist zu re- 
voltieren, dann schlüpfen sie in die Haut ei- 
nes potentiellen politischen Gefangenen 
und bekommen ein ganz anderes Verhält- 
nis zu uns allen am Grund der Verliese. 

Zerbrechen wir alle zusammen die Gitter 
der Gefängnisse und zerschlagen wir die 
Maschinerie des langsamen Todes! 

Was auch immer unser Platz im Kampf 
ist, welches auch immer unsere Kampfme- 
thoden sein mögen, die wir anwenden - 
bauen wir die Befreiungsfront der Ausge- 
beuteten und Unterdrückten auf! 

Organisieren wir den offensiven Wider- 
stand gegen den neuen Faschismus derMo- 
nopole! 

Jean Marc Rouillan, Action Directe 


“ „Geheime Armee für die Befreiung Armeniens“ 

l „Varouj“ war in der Haftanstalt von St. Maur 
(Cher) gefangen, aber wir wissen, dass er nach der 
letzten Ablehnung ins Knastkrankenhaus von Fre- 

snes gekommen ist. Natürlich haben die ent- 

täuschten Erwartungen, unter Auflagen freigelas- 
sen zu werden (ebenso wie das Gewicht langer Jah- 
re des Eingesperrtseins), etwas mit seinem gegen- 
wärtigen Gesundheitszustand zu tun. Wird man 
warten, bis ertodkrank ist, bevor man in seine Ak- 
te schaut? 

2 Das ist nicht aus der Luft gegriffen. Es sei dar- 
an erinnert, dass in den französischen Gefängnis- 
sen in weniger als zehn Jahren drei politische Ge- 
fangene durch fehlende medizinische Behandlung 
oder durch psychischen Druck während ihrer Un- 
tersuchungshaft zu Tode gekommen sind. 

3 Letzten Oktober sollte die Situation von Geor- 
ges Ibrahim Abdallah, einem libanesischen Kom- 
munist, der zur Zeit in der Haftanstalt von Lan- 
nemezan gefangen ist, überprüft werden. Das ist 
ein normaler Vorgang, denn er hat 15 Jahre ab- 
gesessen und seine Zeit der Sicherheitsverwah- 
rung ist beendet. Ein Richter hat darüber anders 
entschieden. ER hat sich der Weiterleitung der Ak- 
te ans Ministerium widersetzt und hat nicht ein- 
mal gewagt, diesen Akt mit seinem Namen zu un- 
terschreiben. Wir sind wieder in der Zeit der Rich- 
ter ohne Gesicht gelandet. 

4 Französische Gerichte haben übrigens diese Ver- 
weigerung von Gerechtigkeit in zahlreichen Fäl- 
len anerkannt. Leider war es zu spät, und die be- 
troffenen Aktivisten saßen schon seit mehreren 
Monaten in den Kerkern von Madrid. 


Aufruf zum Internationalistischen Block 
auf der LuxemburgLiebknecht-Demo 
Das internationa- 


listiische Komitee 
Berlin ruft auf: 
Rosa Luxemburg 
und Karl Lieb- 
knecht stehen fü 
den Internationa- 
lismus. Dafü 


wegen wurden sie 
schließlich von 
den von sozialde- 
mokratischen 
Funktionären 
ausgerüsteten Freikorps ermordet. 

Wir wollen an diesem Tag im internatio- 
nalistischen Block mit chilenischen, irani- 
schen, deutschen, peruanischen, türkischen 
GenossInnen und allen, die sich davon an- 
gesprochen fühlen, für die Freiheit der po- 
litischen Gefangenen weltweit demonstrie- 
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ren. 
10 Uhr, Frankfurter Tor 


Folk for Freedom — Benefizkonzert für 
dieFreilassung der politischen Gefange- 
nen aus der RAFMit „Eamon’s daughter“, 
„Cha Feöil” und den Roving Bottles. 


Musik und Politik müssen kein Wider- 
spruch sein, denn unter dem Motto „Folk 
for Freedom“ geben in der Roten Flora 
gleich drei Hamburger Folkbands ein Soli- 
daritätskonzert zugunsten der aktuellen In- 
itiative „das weite suchen“, die sich für die 
Freilassung der letzten sechs Gefangenen 
aus der Roten Armee Fraktion (RAF) ein- 
setzen. Die junge Band „Cha Feöil“ steht 
für die pure Lust am Folk mit rockigem So- 
und; „Eamon’s daughter“ ist ein Geheim- 


F oLK For Frecdom 
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tip für Liebhaber des klassischen Folk mit 
innovativen Arrangements. Und die „Ro- 
ving Bottles“ sind die einzig bekannte In- 
stitution des politisch motivierten „Roten 


T ari ir Rosa-Lusemburg-Pi (Beriin 


Folks“. Also: Alle Freundinnen und Freun- 
de der irischen Musik dürfen auf einen ab- 
wechslungsreichen Abend gespannt sein. 
20.00 Uhr (pünktlich!), Einlass ab 19.00 
Uhr, Rote Flora, Schulterblatt 71 


„Die kurdische Befreiungsbewegung 
nach der Annullierung des bewaffneten 
Kampfes durch den Präsidialrat der PKK. 
Ein Rück- und Ausblick auf den kurdi- 
schen Befreiungskampf“ 


Referenten: 

Selahattin Celik (kurdischer Publizist, ehe- 
maliges ZK-Mitglied der PKK) 

Jörg Hilbert (freier Journalist, Autor zu The- 
men über die Türkei und Kurdistan) 
Veranstalterin: 

gruppe mücadele - internationalistische 
und antiimperialistische Solidaritäts- und 
Antirepressionsgruppe 

Veranstaltungsort: 

KATO, direkt am U-Bahnhof Schlesisches 
Tor in Berlin-Kreuzberg 
Veranstaltungsbeginn: 19.30 Uhr 
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Baskenland 


ETA beendet 
14-monatige 
Feuerpause 


Am 28. November 1999 kündigte ETA das En- 
de der seit dem 18. September 1998 andau- 
ernden Feuerpause für den 3. Dezember an. 

n der Erklärung zur Beendigung des einsei- 
tigen Waffenstillstands analysiert ETA 
nochmals die Veränderungen im Baskenland1, 
die sich u.a. in einer prinzipiellen Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit vieler baskischer Parteien 
und Organisationen ausgedrückt hatten. In die- 
ser Situation wollte ETA 1998 mit ihrer einsei- 
tigen Feuerpause den Weg für einen Frieden 
auf Basis einer gerechten politischen Lösung 
freimachen. Die PNV und die kleinere EA leg- 
ten damals in einem geheimen Abkommen mit 
ETA fest, den politisch-juristischen Rahmen für 
das Baskenland in Richtung aufeine wahre De- 
mokratisierung zu verändern. Der bisherige in- 
stitutionelle Rahmen basiert auf der Reform der 
franquistischen Diktatur nach 1975 und hatte 
im spanischen Baskenland zur Ablehnung der 
spanischen Verfassung geführt (Volksabstim- 
mung von 1978). Nun sollten einheitliche und 
souveräne Strukturen aufgebaut werden, das 
gesamte Euskal Herria betreffend. Gleichzeitig 
wollten PNV und EA mit den spanischen Kräf- 
ten (PP und sozialdemokratische PSOE) bre- 
chen. ETA ihrerseits erklärte sich in diesem Do- 
kument bereit, eine zeitlich unbegrenzte Feu- 
erpause auszurufen. 

In der Erklärung zur Beendigung der Feuer- 
pause heißt es weiter, der spanische Staat ha- 
be, nach dem guten Abschneiden der abertza- 
len (baskisch-nationalistischen) Linken bei den 
Regionalwahlen mit Festnahmen, Folterungen 
und einem Mord reagiert und Druck auf die 
bürgerlichen baskischen Parteien ausgeübt so- 
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14-monatigen Feverpause 


. 18.9.98: Erklärung einer einseitigen Feuer- 

. pause 

. 12.9. / 2.10.98: Erklärung von Lizarra-Garazi 

, Mitte Oktober: „Übergabe“ eines Gefangenen 

2 von Frankreich an spanische Polizei, der da- 
gegen 39 Tage im Hungerstreik war. Danach 
werden noch neun weitere baskische Ge- 
fangen von B. an B. übergeben, zwei aus- 

; geliefert. 

< 25.10.98: Wahlen in der Autonomen Gemein- 

: schaft Baskenland; 60% haben abertzale 
Parteien gewählt; die neue Regionalregie- 
rung aus PNV und EA wird von EH (Euskal 
Herritarok, Wahlbündnis mit Beteiligung 
von HB) unterstützt. 
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wie einen „virtuellen Verhandlungsprozess“ 
vorgegaukelt. Daraufhin hätten diese den Pro- 
zess des nationalen Aufbaus zu einem „Frie- 
densprozess“ ohne Inhalt verändert und Inter- 
pretationen über die Feuerpause geliefert. 

Daraufhin übte ETA im August diesen Jah- 
res Kritik am fehlenden Willen der bürgerlichen 
Parteien, die „kritische Masse“ im Baskenland 
zu einer demokratischen Situation zu führen. 
Sie schlug vor, in den „sechs Territorien“ (s. 
Fußnote 1) Wahlen zu einer verfassunggeben- 
den Versammlung abzuhalten. Würden die dar- 
aus entstehenden Institutionen an Stärke und 
Stabilität gewinnen, würde die Guerilla den be- 
waffneten Kampf endgültig aufgeben. Der Text 
wurde verschiedenen politischen, sozialen und 
gewerkschaftlichen Vermittlern bekannt gege- 
ben und geriet auch in die Hände von Polizei 
und Medien. PNV und EA reagierten nicht auf 
die Initiative. 

In der November-Erklärung hebt ETA jedoch 
hervor, dass es konkrete, wichtige Initiativen 
gegeben habe. Vermutlich ist damit u.a. das Ab- 
kommen von Lizarra-Garazi vom September 
(erweitert im Oktober) 1998 gemeint, dem sich 
neben den sozialistischen und bürgerlichen 
Abertzalen sowie der baskischen Sektion der IU 
(Vereinigte Linke) auch Gewerkschaften, Soli- 
daritätsorganisationen und soziale Vereini- 
gungen anschlossen. In diesem Abkommen 
legten, sechs tage vor Erklärung der Feuerpau- 
se, die baskischen Parteien und Organisationen 
fest, für die mögliche Öffnung eines Frieden- 
sprozesses durch Verhandlungen arbeiten zu 
wollen, um so die baskisch-spanische Ausein- 
andersetzung zu lösen. Es wurde ein Minimal- 
konsens festgelegt, der 1. Als Methode zur Kon- 
fliktlösung das Recht auf Selbstbestimmung, 2. 
als politisches Subjekt von dessen Ausübung 
die plurale baskische Gesellschaft und 3. als 
ihren Gültigkeitsbereich das gesamte histori- 
sche Territorium Euskal Herrias (siehe Fußno- 
te 1) benannte. 

Am 9.1.99 führte das Bündnis Lizarra-Gara- 
zi die seit langem größte Demo zur Verteidi- 
gung der Rechte der Gefangenen durch. Eine 
weitere gemeinsame Initiative ist die Ver- 
sammlung der 660 gewählten Kommunalver- 
treterInnen des Baskenlandes (Udalbiltza), der 
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genen vom Bündnis Lizarra-Garazi 

20.3.99: Erschießung eines ETA-Mitgliedes 

21.7.99: Die Mesa Nacional (Leitungsgremi- 
um) von HB wird freigelassen, das Urteil 
(wg. geplanter Ausstrahlung eines Videos 
von ETA während der Parlamentswahlen) 
aufgehoben. 

September 99: Verlegungskarussell von 105 
baskischen Gefangenen; teilweise Ver- 
schlechterung ihrer Situation (s. Artikel zu 
Benjami Ramos) 

24.10.99: Brief von ETA an die spanische Re- 
gierung mit Forderung nach neuen Ver- 
handlungen, Benennung neuer Vermittler 
(aus dem Kreis der Gefangenen) 

25.10.99: Verhaftung einer bisherigen Ver- 
handlungsführerin von ETA in Pau (Frank- 
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sich am 25.11.99 auch der Stadtrat von Bilbao 
anschloss. Ferner drückte sich die zunehmen- 
de Respektierung des Willens der baskischen 
Gesellschaft auch in dem Zugeständnis des bas- 
kischen Parlamentes aus, seine Räume der kur- 
dischen Nationalversammlung zur Verfügung 
zu stellen (diese Entscheidung wurde auch ge- 
gen Angriffe aus Madrid verteidigt). 


Das Ende der Feuerpayse 


Der baskische Präsident Ibarretxc forderte alle 
Kräfte auf, mehr Anstrengungen für den „Frie- 
densprozess“ zu unternehmen. Er verlangte ein 
Entgegenkommen Madrids und stellte gleich- 
zeitig klar, dass er den Weg ETAs ablehne, kam 
jedoch ohne eine Verurteilung der bewaffneten 
Organisation aus. 

Nach Beendigung der einseitigen Waffenru- 
he durch ETA sahen sich auch die Organisa- 
tionen von Lizarra-Garazi gezwungen, sich zu 
verhalten. Der Ex-Generalsekretär der Euro- 
kommunistInnen (PCE, dominierende Kraft in 
der IU, Vereinigte Linke) Anguita konnte sich 
mit seiner Position gegen die baskische Sekti- 
on der IU durchsetzen, was zu deren Austritt 
aus Lizarra-Garazi führte. Die PNV erklärte sich 
bereit, für einen neuen politisch-juristischen 
Rahmen für das Baskenland zu arbeiten, wenn- 
gleich sie den mittlerweile von Herri Batasuna 
(abertzales, linkes Wahlbündnis) geäußerten 
Vorschlag, Wahlen für eine verfassunggeben- 
de Versammlung in den „sechs Territorien” ab- 
zuhalten, als utopisch und nicht mit den gege- 
benen institutionellen Vorgaben vereinbar ab- 
lehnte und betonte, dass jegliche Veränderung 
im Rahmen der bestehenden Ordnung zu ver- 
laufen habe. 

Am 3.12., dem offiziellen Ende der einseiti- 
gen Waffenruhe, organisierten bürgerliche Par- 
teien und Organisationen im Baskenland eine 
Demonstration „für den Frieden‘. Auch Herri 
Batasuna nahm daran teil und erklärte aus die- 
sem Anlass, dass die baskische Gesellschaft 
Frieden brauche und fordere, doch dieser Be- 
griff müsse gefüllt werden: mit einer wirklichen 
Demokratie, eigener Territorialität und der 
Selbstbestimmung ihrer Zukunft durch die bas- 
kische Gesellschaft. Die Teilnahme HBs an die- 
ser Demo wurde dadurch möglich, dass die bür- 
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reich); Belén Gonzalez war auch in Algeri- ; 
en 1989 bereits in der Verhandlungsdele- : 
gation 
1.11.99: 20 Gefangene beginnen einen Hun- . 
gerstreik ı 
25.11.99: Stadtrat von Bilbao tritt Udalbiltza . 
(Versammlung der KommunalrätInnen) bei 
28.11.99: Erklärung von ETA zur Beendigung ; 
der Feuerpause erscheint i 
30.11.99: Gemeinsame Demo in Gasteiz (Vi- ; 
toria) von PNV, EH, EA und IU für die For- ı 
derungen nach neuen Verhandlungen, Be- 
nennung neuer Vermittler (aus dem Kreis | 
der Gefangenen) | 
3.12.99: Gemeinsame Demo der abertzalen _ 
Kräfte „für den Frieden im Baskenland“; EH | 
beteiligt sich („die baskische Gesellschaft . 
will und braucht einen wirklichen Frieden“) 
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len. 
Regierung vergleicht ETA mit Hitler 


Die in Madrid regierende PP startete daraufhin 
Angriffe auf die baskischen Bürgerlichen, die 
bisher die Madrider Exekutive unterstützt hat- 
ten. Die Gelegenheit der Feierlichkeiten zum 21. 
Jahrestag der spanischen Verfassung ergrei- 
fend, verglich der spanische Ministerpräsident 
Aznar (PP) am 6.12.99 ETA mit Hitler und die 
Haltung der PNV mit der (kollaborierenden) 
französischen und englischen Regierung beim 
Münchner Abkommen 1938, die letztlich den 
zweiten Weltkrieg mit begünstigt hätten. (Die 
PP wird dagegen in Spanien selbst als Erbin des 
Franguismus angesehen und hat die Diktatur 
nie verurteilt oder Solidarität mit den Opfern 
bekundet.) 

Die PNV, die ebenso wie die katalanische bür- 
gerlich-nationalistische Partei CiU (Koalitions- 
partnerin der PP in Madrid) traditionell nicht 
zur Feier erschien, öffnete sich daraufhin der 
abertzalen Linken und bekundete ihre Ableh- 
nung der spanischen Verfassung und ihre Op- 
tion für ein souveränes Projekt, wenngleich die 
Vorstellungen von HB/EH2 utopisch seien. Die 
PNV erklärte das Ende sämtlicher Vereinba- 
rungen mit der PP, die sie zur Stützung der Zen- 
tralregierung getroffen hatte, und kündigte die 
Ablehnung des Haushaltsentwurfes der Regie- 
rung sowie der geplanten Verschärfung des 
AusländerInnengesetzes an. 

Die sozialdemokratische PSOE versucht 
währenddessen, ihre Position als Spezialistin in 
Sachen Aufstandsbekämpfung zu behaupten. 
Ihre staatstragende Unterstützung immer wie- 
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heit der Regierung in der Auseinandersetzung 
mit „dem Nationalismus“, votiert für eine ja- 
kobinische Staatsräson und fordert, dass „wir 
unter uns nicht streiten“ sollten: Schulter- 
schluss der Verfechter des kapitalistischen 
Staates, der spanischen Nationalisten, die die- 
sen Begriff, negativ behaftet mit Attributen wie 
„terroristisch“, „gegen den Rechtsstaat“ oder 
„rückschrittlich“, gerne den GegnerInnen zu- 
schanzen. Was die PSOE unter demokratischem 
Fortschritt versteht, hat sie besonders in den 
80er Jahren unter Beweis gestellt. Da einige der 
Aktivitäten aus ihrer Regierungszeit ans Licht 
gekommen sind, muss sich momentan ihr ehe- 
maliger Staatssekretär für Innere Sicherheit zu- 
sammen mit Guardia-Civil-Angehörigen ei- 
nem neuen Prozess wegen Bildung der staats- 
terroristischen GAL stellen. 

Die PNV verfolgt in diesen Auseinanderset- 
zungen offenbar eine Strategie, die darauf ab- 
zielt, eine Führungsposition im Baskenland zu 
erringen. Nach der Entscheidung ETAs, auf- 
grund er Blockade des „offenen Prozesses“ 
durch die fehlende Mobilisierung der Bürgerli- 
chen die Feuerpause zu beenden, und wegen 
der Angriffe aus Madrid geriet die PNV in Zug- 
zwang. Sie will die bewaffnete Auseinander- 
setzung zwischen spanischem Staat und ETA 
beendet sehen und bei dem noch offenen Pro- 
zess in jedem Fall eine Führungsposition über- 
nehmen. 


Deutsche Verwicklungen 


Es geschieht nichts innerhalb der EU, wobei die 
großdeutsche Regierung nicht ihre Finger im 
Spiel hätte. Was in dieser Phase der europäi- 


a ne in den Medien 
hier ans Licht kommt, ist offensichtlich, wie so 
oft, mit den Interessen des deutschen Kapitals 
eng verbunden. Am 2.12. trafen sich Kanzler 
Schröder, der französische Premier Jospin und 
der spanische Ministerpräsident Asznar in 
Madrid, um einen Vertrag bezüglich der „Ko- 
operation der Luftfahrtindustrien“ zu unter- 
zeichnen, an der die deutsche DASA beteiligt 
ist. Bei dieser Gelegenheit wie auch beim 14. 
deutsch-spanischen Gipfel in Berlin einen Tag 
später sicherte er dem spanischen Ministerprä- 
sidenten die „größtmögliche Unterstützung“ 
und die „Solidarität der Deutschen“ zu. Auch 
Innenminister Schily nutzte ein Treffen der EU- 
Innen- und JustizministerInnen in Brüssel, um 
in deren Namen seine „Solidarität mit unseren 
spanischen Kollegen“ auszudrücken, die sich 
symbolisch in der Beteiligung an einer „Frie- 
denskundgebung“ zusammen mit dem spani- 
schen und britischen Innenminister sowie dem 
spanischen Kronprinzen Felipe ausdrückte. Die 
praktischen Konsequenzen dieser Zusammen- 
arbeit konnten wir bereits 1995 bei der Fest- 
nahme und fast 11⁄2-jährigen Inhaftierung des 
katalanischen Linken Benjami Ramos erleben, 
bei der deutsche Regierung und Justiz Amts- 
hilfe leisteten und den Internationalisten 1996 
auslieferten. 


Perspektiven 


Eine Einschätzung über die weitere Entwick- 
lung des Prozesses in Euskal Herria zu treffen, 
ist schwierig. Die schwankende Haltung der 
bürgerlichen baskischen Nationalisten ist of- 
fensichtlich, da sie einerseits ihre im Kapitalis- 
mus verwurzelten Interessen verteidigen wol- 
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len und sich andererseits den Forderungen ei- 
ner breiten Basis in der baskischen Gesellschaft 
gegenübersehen, die eine politische und sozia- 
le Veränderung will. Die Priorität der Beteili- 
gung an politischer Macht hatte die PNV bis- 
her zu einer Unterstützung der Madrider Zen- 
tralregierung veranlasst, deren Wiederaufnah- 
me für die Zukunft nicht absolut ausgeschlos- 
sen ist. 

Die Verankerung eigenständiger baskischer 
Positionen, Abkommen und Organe scheint al- 
lerdings stark genug zu sein, um die Aufkündi- 
gung der Feuerpause zum 3.12.99 in einer stär- 
keren Zusammenarbeit der baskisch-nationali- 
stischen Kräfte beim Aufbau eigener Initiativen 
münden zu lassen. Doch es bleibt offen, ob die 
Frage der nationalen Einheit die - auch in der 
baskischen Gesellschaft vorhandene - Klasse- 
frage dauerhaft überlagern kann und wie die 
soziale Frage, mit der der baskische emanzipa- 
torische Befreiungskampf untrennbar verbun- 
den ist, an Stärke gewinnen wird. 

e Freiheit für alle politischen Gefangenen, welt- 
weit! 

e Fuskal Presoak Euskal Herrira! 

o Freiheit für Mumia Abu-Jamal! 

e Hoch die internationale Solidarität! 

Colectiu d'Informació Internacionalista i Soli- 
daria C.LI.S., Barcelona 


1 „Baskenland“ soll verstanden werden als Euskal Her- 
ria, d.h. das gesamte historische Territorium: die drei 
Provinzen, die die Baskische Autonome Gemeinschaft 
(CAV) bilden, Navarra (durch die Verfassung von 1978 
abgetrennt) und die zwei Provinzen unter französi- 
scher Herrschaft - „sechs Territorien“ [Quelle für das 
gesamte Dokument: Beilage zu gara vom 28.11.99] 

2 EH: Euskal Herritarok, Wahlbündnis, in dem auch 
Herri Batasuna vertreten ist 
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Türkei 
Eva Juhnke seit dem 
1.11. im Hungerstreik 


Ihr Gesundheitszustand ist äußerst kritisch 
120 Frauen im Gefängnis von Sivas im So- 
lidaritätshungerstreik 


Seit dem 1. November ist Eva Juhnke in einen 
unbefristeten Hungerstreik getreten, den sie 
gleich im Anschluss an einen auf 3 Tage be- 
fristeten Hungerstreik begann. Eva fordert die 
Rückverlegung nach Batman; von dort war sie 
im August nach Sivas verlegt worden. Seit 
Freitag, dem 17. Dezember 1999, unterstützen 
120 Frauen im Gefängnis von Sivas die For- 
derung von Eva mit einem Solidaritätshun- 
gerstreik. 

Der Gesundheitszustand von Eva ist äußerst 
kritisch. Sie befindet sich zur Zeit auf der Kran- 
kenstation des Gefängnisses. Dort wird ver- 
sucht, sie zwangszuernähren. Erst in der letz- 
ten Woche, kurz vor dem Besuch ihrer Mut- 
ter, bekam Eva gegen ihren Willen eine Infu- 
sion, die sie kurzzeitig aufpäppelte. So wurde 
ihren Angehörigen und uns vermittelt, dass 
ihr Gesundheitszustand stabil ist. 

Mit ihrem Widerstand protestiert Eva gegen 
die Haftbedingungen und gegen die alltägli- 
chen Schikanierungen. Sie fordert die Zusa- 
ge, dass sie in ein anderes Gefängnis verlegt 
wird. Bei ihrer Ankunft im Gefängnis von Si- 
vas wurde Eva Juhnke in einer Kellereinzel- 
zelle mit Schlägen und Schikanierungen emp- 
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fangen. Die Gefangenen müssen täglich zum 
Zählappell antreten, wo sie weiteren Schika- 
nen ausgesetzt sind. Permanent werden sie 
von dem Wachpersonal beleidigt und mit fa- 
schistischen Parolen beschimpft. 

Über 10.000 revolutionäre, demokratische, 
politische Gefangene sind zur Zeit in den tür- 
kischen Knästen. Ein Großteil sind Gefange- 
ne aus der PKK. Der Widerstand richtet sich 
zum großen Teil gegen die miserablen Le- 
bensbedingungen in den Gefängnissen, gegen 
Schikanierungen und gegen die Folter, die an 
allen politischen Gefangenen durchgeführt 
wird. Die Gefangenen haben sich in den Ge- 
fängnissen gegen die Willkür des Repressi- 
onsapparates organisiert. Sie bestimmen ihren 
Alltag, organisieren Schulungen etc. Diese Or- 
ganisierung soll zerschlagen werden. (...) 

Der Kampf in den Gefängnissen ist oft mit 
großen Opfern verbunden. (...) Unsere Freun- 
din Eva Juhnke beteiligte sich, seit sie von der 
türkischen Armee gefangen genommen wur- 
de, an diesem Widerstand. Eva Juhnke wurde 
im Oktober 1997 von türkischen Spezialein- 
heiten während der Militäroperation „Mor- 
genröte“ in Südkurdistan festgenommen. Sie 
wurde vor das türkische Staatssicherheits-Mi- 
litärgericht (DGM) in Van (Nordwest-Kurdi- 
stan) verschleppt. Dort erhob das Gericht am 
26. Oktober 1997 Anklage wegen „Mitglied- 
schaft in der PKK“ und verurteilte sie zu 15 
Jahren Haft. 

Kurdistan Solidarität Hamburg 


Die Informationsstelle Kurdistan bittet, den 
folgenden Appell zu schicken: 

An das Auswärtige Amt, Bundesminister des 
Auswärtigen, Herrn Joseph Fischer 
Faxnummer: 01888-173 402 


Dringender Appell 


Eva Juhnke, Gefangene im E-Typ-Gefängnis 
von Sivas, befindet sich seit dem 1.11.1999 im 
Hungerstreik. Damit protestiert sie gegen die 
Haftbedingungen in Sivas. Dort werden die 
Gefangenen in den Zellen dreimal täglich von 
Gendarmen überfallen und verprügelt. Frau 
Juhnke fordert ihre Rückverlegung in das Ge- 
fängnis nach Batman. 

Ihr Gesundheitszustand ist äußerst kritisch. 
Es besteht akute Lebensgefahr. 

Das türkische Justizministerium lehnt eine 
Verlegung von Frau Juhnke ab. 

Deshalb fordern wir Sie nachdrücklich auf, 
Ihren Einfluss auf die entsprechenden Stellen 
in der Türkei geltend zu machen, der Forderung 
von Eva Juhnke umgehend zu entsprechen. 

Ein entsprechender Appell sollte bitte an das 
Justizministerium der Türkei geschickt wer- 
den. Faxnummer: 0090-312-417 39 54 


behalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das An- 
gehörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, 
bis es dem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur- 
Habe-Nahme* ist keine Aushändigung im Sinne des 
Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen nicht 
persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu- 
schicken. Spendenkonto der Angehörigen: Sonder- 
konto Kiener, Landesbank Baden-Württemberg, BLZ 
600 501 01, Konto-Nr. 54 54 194. Redaktionsschluss 
für Nr. 229: So, 16.1.2000 


